
Proteste  bei  den  Wahlen  in
Tansania-  Demokratie  in  den
Ketten des Finanzkapitals
Von Joseph M., Dezember 2025, 8 Minuten Lesezeit

Am 29. Oktober 2025 fanden in Tansania die Präsidentschaftswahlen statt. In
dem von 68 Millionen Menschen bevölkerten Land im Osten Afrikas stand
der  Verkehr  am  Tag  eines  so  wichtigen  politischen  Ereignisses  jedoch
vielerorts  still.  Aufgehalten  wurde  er  von  Straßenblockaden  der  Polizei.
Schon  am  Vortag  war  der  Internetzugang  im  Land  und  andere
Kommunikation größtenteils lahmgelegt. Und schon Monate zuvor, im April,
wurde der Vorsitzende der größten Oppositionspartei Chadema, Tundu Lissu,
verhaftet. Vielen Tansaner:innen war klar: Diese Präsidentschaftswahl würde
anders ablaufen als die vorigen.

Dieser Artikel befasst sich mit den Ereignissen um die Präsidentschaftswahl
in Tansania, Gründen und möglichen Folgen der Geschehnisse, und was wir
von  ihnen  über  den  aktuellen  Stand  der  Neuaufteilung  der  Welt  lernen
können.

Die Wahl
Im Vorlauf  zur  Wahl  hatte  sich  in  Teilen  der  Bevölkerung  Unmut  breit
gemacht. Die Kandidat:innen der Oppositionsparteien Chadema und Alliance
for  Transparency and Change wurde der  Antritt  zur  Wahl  aufgrund von
scheinbaren Verstößen gegen Wahlvorlagen untersagt, sie wurden verhaftet
oder verschwanden spurlos. Vor allem die Chadema Partei hatte für eine
Reform des intransparenten Wahlrechts in Tansania gekämpft, dass die seit
Jahrzehnten regierende Partei Chama Cha Mapinduzi (CCM; dt. Partei der
Revolution)  zu  ihrem  Vorteil  auslegt  und  nutzt.  Daraus  entstand  die
Kampagne “No Reforms, No Elections!”, die breiten Anklang fand und sich
für die CCM zur Gefahr entwickelte. Aufgrund der starken Repression durch
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die Polizei und die Armee war jedoch unklar, ob sich Proteste entwickeln
würden.

Am  29.  Oktober  war  es  soweit.  Am  Tag  der  Wahl  gingen  landesweit
Menschen  auf  die  Straße,  um  gegen  die  manipulierten  Wahlen  zu
protestieren.  Wahllokale,  Parteibüros  der  CCM  und  die  luxuriösen
Eigentümer  der  hochrangigen  Parteimitglieder  waren  Ziel  der  Proteste.
Genaue  Zahlen  und  Ausmaß  der  Bewegung  sind  aufgrund  der
Einschränkungen  der  Presse  und  sozialen  Medien  vor  Ort  schwer
herauszufinden, es handelte sich aber definitiv um massive Aufstände, wie
zuvor bereits in anderen Halbkolonien, so dem benachbarten Kenia, erlebt.

Die  Reaktion  folgte  prompt.  Am  Tag  der  Proteste  erwartete  die
Tansaner:innen eine selten zuvor gesehene Gewalt der Regierung. Die Polizei
schoss  scharf  und  tötete  mehrere  hundert,  vllt  sogar  mehr  als  tausend,
Demonstrierende  im  ganzen  Land.  Tausende  weitere  wurden  verletzt,
darunter viele Jugendliche. Dennoch dauerten die Proteste mehrere Tage an.
Trotz der Repressionen, trotz der Kugeln, kämpften viele weiter.

Der Rauch hatte sich noch nicht gelegt und der kollektive Schock war noch
nicht  verarbeitet,  da  verkündete  die  neue  (und  alte)  Präsidentin  Samia
Hassan das Wahlergebnis. Ihre Partei hat mit 98 Prozent der Stimmen die
Wahl gewonnen.

War Tansania nicht mal sozialistisch?
Wer  vorhin  im  Text  auf  die  Übersetzung  des  Namens  der  seit  1977
regierenden  Partei  Chama  Cha  Mapinduzi  geachtet  hat,  hat  sich  nicht
verlesen.  Tansania,  nachdem es sich von der deutschen und danach der
englischen Kolonialherrschaft befreit hat, begann als subjektiv revolutionäres
und sozialistisches Projekt ostafrikanischer Prägung.

Nun  massakriert  die  Regierung  dieser  Partei  demonstrierende  Teile  der
Arbeiter:innenklasse  und  der  Bevölkerung.  Ein  Massaker,  bei  dem auch
Kapitalinteressen eine Rolle spielen. Als Sozialist:innen müssen wir uns mit
vergangenen sozialistischen Projekten auseinandersetzen, um von ihnen zu



lernen.  Und um die gegenwärtigen Ereignisse zu verstehen,  machen wir
einen kurzen Ausflug in die Vergangenheit Tansanias.

Das Land, in dem knapp hundert verschiedene Ethnien lebten und leben
wurde zuallererst von Deutschland kolonialisiert. Nach dem Ersten Weltkrieg
wurde dann das siegreiche British Empire neuer Kolonialherr. Die Grenzen
des heutigen Tansanias wurden damals willkürlich gezogen. Die Besatzer
verübten über  die  Zeit  ihrer  Herrschaft  schreckliche  Verbrechen an der
Bevölkerung.  1961  wurde  Tansania  formell  unabhängig.  Der  Übergang
verlief unter anderem friedlich, weil Britannien wenig ökonomische Vorteile
gegenüber anderen Kolonien sah, und weil sich unter der Führung des ersten
Präsidenten  Julius  Nyerere  große  Teile  der  Bevölkerung  in  einer  Art
Nationale  Befreiungsfront  formierten,  gegen  die  Britannien  keinen  Krieg
führen wollte. Als Abmachung mit England blieb Tansania formell Teil des
Commonwealths. Nyerere war Vorsitzender der Tanganyika African National
Union  (TANU),  besagter  Befreiungsfront,  und  wurde  so  erster
Regierungschef. Nyerere bezeichnete sich als Sozialist und eine seiner ersten
Amtshandlungen  war  die  Verstaatlichung  von  Banken  und  Betrieben.  Er
unterstützte antikoloniale Kämpfe in anderen afrikanischen Ländern und den
Kampf gegen das Apartheidsregime in Südafrika. Er verfolgte jedoch eine
eigene Version des Sozialismus: Ujamaa (Swahili: Familie, Gemeinschaft). Bei
dieser lag die Organisation der weit verstreuten Bevölkerung auf dem Land
in  Dorfgemeinschaften,  Ujamaas,  im  Vordergrund.  Dazu  sollten  z.B.
pastoralistische  Teile  der  Bevölkerung  in  die  Ujamaas  umsiedeln.  Diese
Gemeinschaften  sollten  Land  zugeteilt  bekommen,  sich  teilweise  selbst
versorgen können und einfacher vom Staat Ressourcen und Angebote wie
Bildung  zugeteilt  bekommen.  Ujamaa  verzeichnete  einige  Erfolge,  zum
Beispiel  einen  hohen  Anstieg  an  Zugang  zu  Bildung  und  medizinischer
Versorgung,  der  die  Lebenserwartung  und  durchschnittliche  Bildung  in
Tansania  signifikant  erhöhte.  Allerdings  war  die  Freiwilligkeit  der
Bevölkerung nicht immer gegeben, so wurden diese Umsiedlungen oft mit
Zwang durchgesetzt. Die CCM und ihr Vorgänger, die TANU, entwickelten
sich  in  eine  autoritäre  Richtung.  Als  Folge  von  Problemen  mit  dieser
Wirtschaftsplanung,  einem Krieg mit  dem Nachbarland Uganda und dem
resultierenden Chaos, musste Tansania nun Lebensmittel importieren. In den



Folgejahren liberalisierte und privatisierte Tansania Teile seiner Wirtschaft,
nahm aufgrund von Versorgungsengpässen Kredite des Weltwährungsfonds
und anderer Länder und Institutionen an. Die Bedingungen für die Kredite
waren  an  die  Währungsabwertung  und  die  weitgehende  Privatisierung
staatlicher  Betriebe  geknüpft.

Jahre  später  ist  in  Tansania  nun  die  kapitalistische  Produktionsweise
vorherrschend. Zu den größten Firmen zählen die tansanischen Zweige von
Coca-Cola und Vodafone. Die Vorsitzenden der Partei der Revolution, CCM,
wohnen nun in  Villen  und fahren teure  Autos,  während die  Vertreibung
indigener Völker in Tansania nicht aufgehört hat.  Zwischenzeitlich waren
auch  andere  Parteien  zur  Wahl  zugelassen,  doch  die  CCM blieb  immer
regierende Partei, hat sich fest im Regierungsapparat verankert.

Warum jetzt?  Imperialistische Einflüsse  und
die Neuaufteilung der Welt
Julius  Nyereres  Plan der  wirtschaftlichen Unabhängigkeit  des  Landes  ist
nicht aufgegangen.

Mit dem Einfluss ausländischer Firmen, Geldern und deren Kapitalinteressen
geht  auch  politischer  Einfluss  einher.  Ein  prominentes  Beispiel  ist  zum
Beispiel  die  gewaltvolle  Vertreibung der  einheimischen Massai  aus ihren
Lebensräumen im Ngorongoro Gebiet, in dem Tourismusunternehmen der
Vereinigten  Arabischen  Emirate  und  der  USA  ihre  Hotels  und
Safariunternehmen  betreiben  wollen.  Kapitalinteressen  werden  immer
wieder  gegenüber  den  Bedürfnissen  der  Bevölkerung  priorisiert.
Ausländische „Hilfen“ landen nicht selten in den Taschen der herrschenden
Politiker:innen.

Mit der Zuspitzung der Krise des Kapitalismus suchen die Kapitalist:innen
der Imperialistischen Länder immer skrupelloser nach neuen Möglichkeiten,
ihr Kapital gewinnbringend zu investieren. Diese Geschäfte werden auf dem
Rücken  der  arbeitenden  Klasse  und  anderen  beherrschten  Teilen  der
Bevölkerung  der  halbkolonialen  Ländern  getätigt,  die  dadurch  immer
schlimmere Ausbeutung und Unterdrückung erfahren. Da sich diese Politik



nicht dauerhaft demokratisch umsetzen lässt, greift die herrschende Klasse
zu  autokratischen  Mitteln:  Wahlbetrug-  und  Manipulation,  brutale
Niederschlagung von Protesten, wie wir sie jetzt auch in Tansania sehen. Den
Nachbarländern Kenia und Uganda geht es ähnlich. Letztes Jahr in Kenia
ordnete die Regierung eine Steuererhöhung auf Lebensmittel an, während
gleichzeitig  viele  Menschen  unter  Ernährungsunsicherheit  leiden.  Dies
geschah auf eine Empfehlung des Internationalen Währungsfonds. Proteste
dagegen wurden mit scharfer Munition unterdrückt, es gab wie in Tansania
zahlreiche Tote.

Die USA unterdessen bauen freudig ihre Militärpräsenz in Kenia aus. Bei
guten  Geschäften  und  erfolgreicher  militärischer  Kooperation  werden
Menschenrechtsverletzungen  geflissentlich  ignoriert.  Wieder  einmal  zeigt
sich, dass es den Imperialistischen Ländern nicht um ,,Demokratie”, sondern
um Kontrolle geht.

Was muss passieren?
Die gewaltvolle Unterdrückung und Ausbeutung in Tansania muss enden. Wir
solidarisieren uns mit den Protestbewegungen in Tansania und Kenia! Es ist
überaus positiv zu betrachten, dass in Kenia bereits große Teile der dort
immer wieder kämpfenden Arbeiter:innenklasse und Jugend erkannt haben,
dass der Kampf ihrer tansanischen Nachbar:innen der gleiche ist, wie ihrer,
und sie in Solidarität mit ihnen auf die Straße gingen und u.a. versuchten
einen Grenzübergang zu stürmen um den tansanischen Aufständen zur Hilfe
zu eilen. Hier zeigte sich auch die enge Kooperation des tansanischen und
kenianischen (sowie ugandischen) Staates, worauf wir in unserem Artikel zu
den erneuten Protesten in Kenia diesen Sommer bereits eingegangen sind.
Diese internationale Solidarität, die wir in der sogenannten Gen Z Bewegung
der letzten Monate erleben durften, wo Jugendliche in allen Teilen der Welt
sich  positiv  aufeinander  beziehen  und  gegen  die  imperialistischen
Stadthalter:innen aufbegehren, die sie unterdrücken, ist ein guter Anfang,
auf  dem es  aufzubauen  gilt!  Es  ist  nötig,  dass  sich  Arbeiter:innen  und
Jugendliche international zusammenschließen, und ganz besonders in ihrer
jeweiligen Region!  Das die tansanischen,  kenianischen,  ugandischen,  und



auch  die  teilweise  siegreichen  madagassischen  Arbeiter:innen  und
Jugendlichen Seite an Seite kämpfen gegen ihren gemeinsamen Feind und
für eine Lösung der Krise, für eine sozialistische Förderation der Staaten und
Völker Ostafrikas! Und ihr Kampf ist auch unser!

Deutschland ist als imperialistisches Land an der Ausbeutung halbkolonialer
Länder beteiligt. Indem wir die Macht des Inlandskapitals bekämpfen und
der  internationalen  imperial ist ischen  Institutionen  wie  des
Weltwährungsfonds,  können  wir  auch  von  hier  aus  die  Kämpfe  der
Arbeiter:innen  und  Unterdrückten  in  den  halbkolonialen  Ländern
unterstützen!  Dabei  ist  zentral,  dass  wir  das  nicht  bloß  als  Gesten  der
Solidarität  alleine  betrachten,  sondern  verstehen,  dass  der  Kampf  der
Arbeiter:innen in den Halbkolonien mit unserem eng verbunden ist! Dass der
Feind  der  sie  erstrangig  unterdrückt,  und  ihre  Diktatoren  als
Stadthalter:innen einsetzt,  der selber ist,  der in unseren Ländern unsere
Lebensgrundlagen  kürzt,  unsere  Löhne  drückt,  unsere  migrantisierten
Genoss:innen und Freund:innen schikaniert oder gar abschiebt und uns für
seine  Machtinteressen  in  den  Schützengraben  schicken  will!  Nieder  mit
diesem Feind, nieder mit der imperialistischen Bourgeoisie!

Um  die  Kommunistischen  Partei  Kenias  (Anmerkung:  eine  aus  dem
Stalinismus  stammende,  linksreformistische  Partei),  der  Jawabu  ni
usoshialisti,  in  ihrem  Statement  zu  Tansania  zu  zitieren:

Long live the workers and peasants of Tanzania.
Down with imperialist domination.
Down with fascist repression.
Long live African liberation.
Long live proletarian internationalism!



Sudan:  Die  größte  humanitäre
Krise der Welt – und immer noch
verschließt Europa die Augen
Von Marlin LeGuin, November 2025

Satellitenaufnahmen  zeigen  Massengräber,  Milizoffiziere  posten  fröhlich
Massaker auf TikTok und irgendwie hat George Clooney vor 19 Jahren schon
einmal darüber geredet… Das Gebiet Darfur im Sudan erreicht seit kurzem
wieder Aufmerksamkeit in den westlichen Medien – und zwar aus grausamen
Gründen.

Aktivist:innen  haben  jahrelang  “All  Eyes  on  Sudan”  geschrien  und  doch
wurde  der  Bürgerkrieg  im  Sudan,  welcher  mit  über  12  Millionen
Geflüchteten  die  größte  Fluchtkrise  der  Welt  auslöste,  gerne  als  “der
vergessene Krieg” bezeichnet. Aber nach der Einnahme von El Fasher durch
die  RSF-Milizen  und  all  den  Bildern  ihrer  menschenverachtenden
grauenvollen Taten dort in den letzten Wochen, wird endlich auch in Europa
darüber geredet. Doch wie ist es zu diese Grauen überhaupt gekommen?

Eine kurze Geschichte des Sudan

Dazu müssen wir kurz ein paar geschichtliche Ereignisse abhandeln. Der
Sudan  war,  wie  so  viele  Länder  Afrikas,  über  100  Jahre  unter  einer
Kolonialherrschaft.  Zuerst  unter  osmanisch-ägyptischer  Besetzung  im 19.
Jahrhundert, dann bis 1953 eine britische Kolonie.

Seit der formalen Unabhängigkeit gab es jedoch nie politische Stabilität oder
eine  erfolgreiche  Revolution,  obwohl  es  immer  wieder  Aufstände  der
Arbeiter:innenklasse  gab.  Die  Jahrzehnte  sind  überschattet  von
Bürgerkriegen und Militärputschen, welche ihre Kulmination in der jetzigen
Krise erreichen.

2019  wurde  der  bonapartistische  Herrscher  Omar  al-Bashir  durch
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Massenproteste  entmachtet.  Zu  der  Zeit  haben  in  einigen  Städten
organisierte  Widerstandskommitees  in  ihren  Nachbarschaften  Proteste
gegen  das  Regime  abgehalten,  die  sich  schnell  im  gesamten  Land
ausbreiteten.  Auch  der  sudanesische  Gewerkschaftsbund,  die  SPA,
verbündete  sich  mit  den  Widerstandskommitees  und  koordinierte  die
Proteste mit. Sobald die Massenproteste das Regime in genug Bedrängnis
brachten, ergriffen jedoch der Oberste General Abdel Fattah Burhan und sein
Vertreter  Mohamed  Hamdan  Daglo  die  Chance  und  führten  einen
Militärputsch durch. Während der Regimesturz 2019 heute gerne als reiner
Militärputsch betitelt wird, trifft das weder in der Zeit davor noch danach zu.
Die ausschlaggebende Kraft für al-Bashirs Sturz war die geballte Macht der
sudanesischen  Arbeiter:innen  unter  Koordination  der  verbündeten
Widerstandskommitees  und  Gewerkschaften,  getragen  auch  und  gerade
durch Frauenkooperativen und die Jugend. Diese hörten auch, nachdem eine
militärische  Übergangsregierung  eingesetzt  wurde,  nie  auf  zu  kämpfen.
Dabei  spielten  junge  Frauen  die  ganze  Zeit  eine  Vorreiterrolle  und
koordinierten  furchtlos  Proteste  und  kollektive  Hilfe  vor  Ort.

Die Übergangsregierung versuchte die Protestbewegung auf brutalste Art
und  Weise  niederzuschlagen,  wobei  sie  Vergewaltigungen  als
Repressionsmittel einsetzte und Protestierende massenhaft erschoss.

Der Krieg der Generäle

2023  führte  ein  Konflikt  zwischen  Abdel  Fattah  Burhan  und  Mohamed
Hamdan Daglo zum Zerfall der Übergangsregierung. Seitdem bekriegen sich
die  beiden  militärischen  Hauptkräfte  des  Landes:  die  Sudanesischen
Streitkräfte  (SAF),  geführt  von Burhan,  und die  “Rapid  Support  Forces”
(RSF) unter Daglo.

Die RSF ist Nachfolgerin der Dschandschawid Milizen, welche bereits seit
Jahrzehnten in Darfur die nicht-arabischstämmige Bevölkerung vertreiben,
vergewaltigen  und  ermorden.  Die  damalige  Sudanesische  Regierung
unterstützte  sie  bereits  dabei.

Im letzten Jahr rückte die RSF tendenziell in die Defensive, da sie Anfang des



Jahres durch die SAF aus der Hauptstadt Khartum zurückgedrängt wurde.
Jetzt nahm sie brutal die letzte durch die SAF kontrollierte Stadt in Darfur, El
Fasher,  ein.  Dadurch  gibt  es  nun  eine  Teilung  des  Landes:  Die  RSF
kontrolliert ganz Darfur und die SAF die zentralen Nilregion um Khartum-
Omdurman und den Zugang zum Roten Meer.

Der Krieg zwischen beiden zerstört nun seit Jahren die Lebensgrundlage der
gesamten Bevölkerung und dadurch auch den Widerstand. Denn während der
größten Hungerkrise der Welt, mit über 21 Millionen direkt Betroffenen, und
der größten Fluchtbewegung, mit  über 12 Millionen, die unter höchstem
Risiko  versuchen,  in  Nachbarstaaten  zu  kommen,  lässt  es  sich  schlecht
organisieren. Und nicht einmal die Personen, die es in die Nachbarländer
schaffen, sind sicher, wie wiederholte Massaker in Geflüchtetenlagern und
die Verweigerung internationaler Hilfe zeigen.

Der Imperialismus im Hintergrund

Der Bürgerkrieg im Sudan ist jedoch kein einfacher Konflikt zwischen zwei
Männern oder grausam ausgeartetes Machtspielchen zwischen zwei Milizen.
Es ist ein Kampf um Ressourcen und Handelswege, getragen von Drittstaaten
und ihren imperialistischen Interessen. Im Osten grenzt der Sudan ans Roten
Meer,  die  Hafenstadt  “Port  Sudan”  ist  ein  wichtiger  Standort  für
Handelsrouten. Im Gebiet Darfur im Westen, welches nach der Einnahme von
El  Fasher  komplett  durch  die  RSF  kontrolliert  wird,  gibt  es  riesige
Bodenschätze,  allen  voran  Gold.  Darfur  ist  zudem  das  größte
landwirtschaftliche Anbaugebiet  in der Region und bei  der zunehmenden
Wüstenbildung durch den Klimawandel  ein  strategisch wichtiger  Ort  zur
Produktion von Lebensmitteln.

Kein Wunder, dass während der gesamten Zeit immer noch Vieh und Weizen
über die Frontlinien nach Port  Sudan gebracht wird.  Kein Wunder,  dass
immer  wieder  russische  und  kolumbianische  Söldner  in  sudanesischen
Goldminen gesichtet werden. Dass lateinamerikanische Drohnenspezialisten
mit der RSF zusammenarbeiten. Dass die Vereinigten Arabischen Emirate
Waffen an die RSF für Bezahlung in Gold verkaufen. Dass die Türkei beide
Kriegsparteien militärisch unterstützt, unter Versprechen eines Zugangs zum



Roten Meer. Dass Ägypten SAF-Soldaten ausbildet, unter dem Vorwand, die
Flüchtlingsströme aufhalten zu wollen. Dass die USA sich schon wieder als
Friedensbringer darstellt, indem sie mit der sogenannten “Quad-Initiative”
zum Scheitern verurteilte Waffenruhen ohne Einbezug der Sudanesischen
Bevölkerung aushandelt.

Und das sind nur ein paar der prominentesten, bekannten Interventionen.
Mitmischen tun noch viele mehr, nur leise. Oder sie “vergessen” den Krieg.
Wie zum Beispiel Europa.

Dabei werden immer wieder europäische Waffen im Sudan gefunden. Vor
kurzem gab es einen größeren medialen Aufschrei, da der Guardian nach
einer Investigation britische Waffen gefunden hat. Deutschland liefert offen
Waffen an die Vereinigten Arabischen Emirate und unterstützt somit indirekt
die RSF. Da die Emirate gegen Gold Waffen an die RSF verkaufen, kann es
gut sein, dass auch bei der genozidalen Einnahme von El Fasher mal wieder
Waffen aus Deutschland mitgemordet haben, so wie zuverlässig überall, wo
Menschenrechte massenhaft gebrochen werden. Doch jetzt, wo die Augen
endlich auf den Sudan gerichtet sind, können sie nicht mehr schweigen!
Inzwischen kommen wieder die altbekannten Lippenbekenntnisse und eine
Untersuchung des internationalen Strafgerichthofs  –  zu Kriegsverbrechen
vor 20 Jahren! Doch mal wieder droht es bei Lippenbekenntnissen zu bleiben,
und einem kaum ernstzunehmenden Plan von “Friedensbringer” Trump eine
temporäre “humanitäre Waffenruhe” umzusetzen, die noch brüchiger ist als
die in Gaza.

Wie kann eine Perspektive aussehen?

Die Bevölkerung Sudans wird zum wiederholten Mal komplett alleingelassen
durch  die  imperialistischen  Staaten.  Aber  sie  hat  bereits  in  jüngster
Vergangenheit außerordentliche Resilienz gezeigt und kann das auch wieder
tun! Die örtliche Arbeiter:innenklasse und besonders Arbeiter:innenjugend
hat jahrelange Erfahrung im Widerstand, welche auch in Geflüchtetenlagern,
auch  im Exil,  nicht  verloren  geht.  Und  sie  kämpfen  weiter,  obwohl  die
Milizen  Journalist:innen  und  Aktivist:innen  vor  Ort  gezielt  durch
D r o h n e n a n g r i f f e  e r m o r d e n .  E s  e x i s t i e r e n  s o g a r  n o c h



Nachbarschaftskommitees  und  Kooperativen  in  einigen  Orten,  wie  in
Omdurman, welche weiter aktiv einen Wiederaufbau und die Versorgung der
Bevölkerung organisieren. Da sich die SAF voll auf den Krieg konzentrieren
muss,  hat  sie  wenig  Spielraum  selber  einen  funktionierenden  Staat  zu
schaffen, und muss diese Formen der Selbstorganisierung vorerst dulden,
auch  wenn man sich  keine  Illusionen  machen sollte,  dass  sie  irgendwie
fortschrittlich sein könnte. Sollte sie die RSF besiegen wird sie den Sudan
mit eiserner Hand regieren und alles niederschlagen, was dem im Weg steht.
Trotzdem besteht momentan eine gewisse Möglichkeit, sowie auch faktische
Notwendigkeit,  in  den  SAF  kontrollierten  Gebieten  Selbstorganisierung
fortzuführen  oder  aufzubauen,  die  sudanesische  Arbeiter:innen  und
Unterdrückte  nutzen.  Die  Langzeitperspektive  muss  es  sein,  dass  diese
Kräfte  die  Macht  im  Sudan  übernehmen,  und  die  Macht  der  Generäle
brechen. Etwas das nur gelingen kann, wenn die Arbeiter:innen und Armen
eigene Organe zur  Selbstverteidigung etablieren können,  woran es  2019
mangelte,  und  gleichzeitig  einfache  Soldaten  von  dem  Kommando  der
Generäle  brechen.  Insbesondere  in  der  SAF,  der  sich  viele  Menschen
anschließen in dem Glauben, ihr Land vor dem Terror der RSF zu befreien,
dürfte es dafür einen gewissen Spielraum geben.

Die  Arbeiter: innen  Europas  sol lten  sich  ein  Beispiel  an  dem
Durchhaltevermögen  der  sudanesischen  Arbeiter:innen  und  Jugendlichen
nehmen  und  mit  ihnen  solidarisch  kämpfen.  Wir  sollten  uns  nicht  auf
bürgerliche Regierungen verlassen oder ohnmächtig Videos der Massaker
doomscrollen,  sondern  uns  auch  in  Basisstrukturen  in  Uni,  Schule  und
Betrieb organisieren und aktiv mit den Sudanesischen Aktivist:innen vor Ort
und im Exil vernetzen. Wir müssen Internationalismus in die Gewerkschaften
und Parteien, die sich auf die Arbeiter:innenklasse beziehen, hineintragen
und den Kampf der sudanesischen Arbeiter:innen für eine bessere Zukunft
ohne die Grauen des Krieges und die imperialistische Auspressung, die dafür
verantwortlich ist, solidarisch unterstützen.

Zuletzt noch ein kleiner Hoffnungsschimmer: In den letzten Monaten gab es
bereits  erfolgreiche  Blockaden  von  Waffenlieferungen  und  Streiks  der
Hafenarbeiter:innen  für  Gaza  in  Italien.  Das  Gleiche  ist  für  den  Sudan



möglich! Blockieren wir die Waffen, die Deutschland nach Abu Dhabi schickt,
lange bevor diese nach El Fasher gelangen und dort für Massaker genutzt
werden können!

Gen  Z  in  Madagaskar  –  Wie
weiter nach dem Putsch?
Von Yorick F., November 2025

In den letzten Wochen und Monaten gingen weltweit tausende Jugendliche
auf die Straßen. Die sog. Gen Z Proteste sind eine der größten Protestwellen
der  Welt  seit  dem  Arabischen  Frühling  und  werden  von  Jugendlichen
angeführt,  welche  sich  nicht  mit  einem  Leben  unter  dem  Joch
Kapitalistischer Ausbeutung, sozialer Unterdrückung und Imperialistischer
auspressung von Menschen und Ressourcen zufriedengeben wollen. Neben
Nepal, Indonesien, Marokko und Peru auch im ostafrikanischen Madagaskar.

Und dies unmittelbar mit einem scheinbaren Erfolg: der ehemalige Präsident
Andry  Rajoelina  sah  sich  aufgrund  der  Protestbewegung  gegen  Ihn
gezwungen mithilfe eines Französischen Militärhubschraubers aus dem Land
zu fliehen und wurde durch den Chef eines Militärbataillons ersetzt, welches
sich auf die Seite der Jugendlichen geschlagen hatte und zusicherte ihre
Forderungen durchzusetzen.

Doch auch wenn die Flucht des Präsidenten und der Sturz seiner Korrupten
Regierung ein Erfolg für die Bewegung ist, so bleibt unklar, ob der neue
Präsident die Forderungen der Bewegung wirklich verwirklichen wird, oder
ob er nur ein weiterer Agent des Imperialismus an der Spitze Madagaskars
sein wird.

Der Anlass der Proteste war zunächst die katastrophale Wasser- und Strom
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Versorgung, sowie die hohe Arbeitslosigkeit in der Jugend, mit Forderungen
wie  „Wir  wollen  leben,  nicht  überleben“  zogen  Jugendliche  durch  die
Strazzen von Antananarivo. Plünderungen, die mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit von den Sicherheitskräften, selbst orchestriert wurden
führten dazu, dass die Polizei brutal gegen die zunächst friedlichen Proteste
vorging, mindestens 22 Menschen wurden dabei von der Polizei ermordet.
Wie auch in Nepal war die massive Polizeigewalt, eines Staates der merkt,
dass er ins Wanken gerät zentraler Punkt für die Radikalisierung und das
Wachstum der Bewegung, die sich v.a. über Social Media und ohne klare
Führung  organisierten.  Zu  den  Forderungen  im  Internet  und  auf  den
Demonstrationen kamen Forderungen nach Rücktritt des Präsidenten und
einer  Entmachtung  der  Regierung,  Auflösung  des  Korrupten
Verfassungsgerichtes und Senat, sowie nach Enteignung des zweitreichsten
madagassischen  Multimilliardärs  Maminiaina  „mamy“  Ravatomanga,  Chef
der Sodiat Gruppe, einer Kapitalfirma die v.a. an Logistik, Transport und
Tourismus  Geld  verdient,  Ravatomanga  war  zudem bis  zu  dessen  Sturz
bekannt als enorm mächtiger Geldgeber Rajoelinas und sitzt  nach seiner
eigenen  Flucht  kurz  vor  Rajoelinas  Sturz,  wegen  Steuervergehen  in
Mauritius  im  Gefängnis.

Die Proteste schafften es in dieser neuen Qualität sich über die Hauptstadt
hinaus auszubreiten, so auch nach Antsiranana wo sich erstmals Teile des
Militärs  zu  den Protesten  bekannten.  Zudem schafften  es  die  zuvor  v.a.
Jugend l i chen  Demons t ran t Innen  auch  Lehrer Innen  und
GefängniswärterInnen  davon  zu  überzeugen  mit  ihnen  zu  Streiken,  v.a.
letztere  Spielten  eine  wichtige  Rolle,  da  sie  sich  weigerten  weitere
Gefangene in den Gefängnisse aufzunehmen und damit die Macht der Polizei
Untergruben.

Die letztlich entscheidende Rolle spielte jedoch das Militär, dieses hat in
Madagaskar, aufgrund der relativen Schwäche des bürgerlichen Staates im
Vergleich  zu  z.B.  eine  bedeutende  größere  Macht  und  ein  besonderes
politisches  Eigenleben.  Insbesondere  das  sog.  Capsat  Bataillon,  welches
weniger ein wirkliches Kampfbatallion ist  sondern vielmehr die Kontrolle
über  Waffen  und  Munition  innerhalb  der  Armee inne  hat,  unter  seinem



Führer  Michael  Randrianirina,  dem  jetzigen  Präsidenten,  spielte  eine
zentrale Rolle. Dabei ist es nicht das erste Mal, dass Capsat eine zentrale
Rolle in einem Militärputsch in Madagaskar spielt, 2009 war brachte Capsat
Rajoelina  im Kontext  einer  Protestbewegung gegen Preissteigerungen im
Zuge  der  Weltwirtschaftskrise  an  die  Macht,  den  selben  Präsidenten,
welchen Sie nun mit stürzten. Am 10. Oktober erklärte Capsat, sich offen der
Protestbewegung  anzuschließen  und  sicherte  hu  ihre  wesentlichen
Forderungen zu Übernehmen. „Unsere Kinder leiden, wir sind nicht hier um
sie zu töten, oder zu schlagen. Wir erleben das gleiche Leid.“ Erklärten sie.

Am 12.  Oktober  gelang es  Capsat  Rajoelina  zu stürzen,  dieser  Floh mit
französischer Unterstützung in einem Privatjet und löste zuvor das Parlament
auf.  Radrianirina  erklärte  daraufhin  die  Verfassung  für  ausgesetzt,  sich
selbst als Oberhaupt der Übergangsregierung und Wahlen in mindestens 2
Jahren.

Die Reaktion der Bewegung auf das Resultat des Putsches ist gemischt, die
Freude, darüber, dass Rajoelina weg ist wird zwar von den meisten geteilt,
jedoch ist  unklar,  wie viel  Hoffnung man tatsächlich in Radrianirina und
Capsat  stecken  kann,  immerhin  sind  Sie  auch  treibende  Kraft  hinter
Rajoelina gewesen, welcher 2009 vielen Jugendlichen als Hoffnungsträger
galt, gleichzeitig ist unklar, wie die Beziehungen zwischen Capsat und dem
madagassischen  Kapital  ist,  dieses  hatte  nämlich  durchaus  ein  Interesse
daran,  dass  Rajoelina  verschwand,  dieser  Stand  zum  einen  für  eine
Integration in den Weltmarkt Madagaskars, damit auch einer Annäherung an
Frankreich  und  die  USA,  aber  auch  für  eine  Erhöhung  des  Mindest-
Abgabepreises von Vanillebäuer:innen an Großkonzerne, dieser dürfte nun
wieder  aufgeweicht  werden.  Auch  ist  die  konkrete  Reaktion  der
Imperialistischen Staaten bisher noch Unklar, zwar sollten die Verbindungen
zu Frankreich und den USA zunächst massiv geschwächt worden sein, jedoch
waren sie das auch 2009 bis Rajoelina große Teile Madagaskars an Konzerne
aus imperialistischen Ländern, oder deren HandlangerInnen verkaufte.

Das Problem heißt Imperialismus!

Madagaskar ist  eines der Ärmsten Länder der Welt,  dies liegt  an seiner



Stellung im Imperialistischen Weltsystem. Madagaskar ist eine Halbkolonie,
das bedeutet, dass es 1960 zwar eine Madagassische Unabhängigkeit von
Frankreich gab, welches Madagaskar nach kriegerischer Unterwerfung der
Merina-Monarchie  über  65  Jahre  als  Kolonie  auspresste,  diese  direkte
politische  Unabhängigkeit  jedoch  lediglich  durch  eine  indirektere
Ökonomische Ersetzt  wurde.  Madagaskar ist  hierfür sogar ein besonders
krasses Beispiel: seit 1960 hat sich das Madagassische BIP pro Kopf fast
halbiert,  das  ist  vorrangig  Resultat  der  engen  Umklammerung  von
ausländischem Kapital  um die  madagassische Wirtschaft:  Madagaskar  ist
Hauptexportland für Vanille und Gewürznelken, besitzt lukrative Gold und
Kobaltvorkommen und zieht viele TouristInnen an. Die Profite hiervon landen
in den Händen ausländischer Konzerne aus,  Japan, Indien,  den USA und
Frankreich  sowie  in  denen  der  kleinen  aber  im  vergleich  zum
Madagassischen Proletariat superreichen Bourgeoisie. Auch zentrale Punkte
der  Infrastruktur  liegen  in  den  Händen  ausländischer  Konzerne  so  eine
zentrale  Wasserpumpe  die  etwa  60%  des  Wassers  für  die  Region
Antananarivo  fördert,  diese  ist  unter  chinesischer  Kontrolle.  Die  USA
reagierten u.a. darauf am sog. Liberation Day mit Zöllen und dem einfrieren
von Hilfszahlungen an Madagaskar welches an die 200 Millionen US Dollar
dadurch verlor.

Zudem werden immer noch einige Inseln vor der madagassischen Küste von
Frankreich  besetzt,  welches  dafür  nebenbei  International  massiv
Rückendeckung  von  Deutschland  erhält.

Die Massen auf  den Straßen Antananarivo waren natürlich von teilweise
anderen konkreten Problemen motiviert als Jugendlichen in den Straßen von
Kathmandu, Jakarta, Rabat, oder Lima, jedoch Protestierten sie gemeinsam
gegen die Auswirkungen des imperialistischen Weltsystems und seiner Krise,
von  der  halbkoloniale  Länder  wie  Madagaskar,  oder  Nepal  besonders
betroffen  sind.  Diese  Krise,  die  besondere  Betroffenheit  der  abhängigen
Länder,  sowie  Handelskrieg  und  verschärfte  Rivalität  zwischen  den
imperialistischen Länden führen dazu, dass Jugendliche kaum noch Arbeit
finden können, von der sie in Würde leben können. Gleichzeitig schwächt die
Krise  die  halbkolonialen  Staaten  selbst  enorm:  Infrastruktur,  sofern



vorhanden, kann nicht mehr in Stand gehalten werden und die schwächelnde
Basis der Ordnung wird versucht durch einen immer repressiveren Staat
auszugleichen.  Diese  Entwicklung  und  die  Wut  über  eine  korrupte
Politiker:innenkaste, die es sich gut gehen lässt während Land und Jugend
ausbluten,  ist  trotz  erheblicher  konkreter  Unterschiede  die  kollektive
Erfahrung die Jugendliche in den Ländern der Gen Z Proteste gerade auf die
Straßen treibt.

Die madagassische Jugend kämpft diesen Kampf also nicht allein, zu den
kämpfenden Jugendlichen in Nepal und Indonesien gab es über das Internet
wohl  bereits  direkte  Kontakte,  sowie  finanzielle  Unterstützung,  solche
Kontakte sind großartig! Jedoch haben sie noch keine feste Form mit der es
möglich wäre Internationale Kämpfe der Jugend zuverlässig miteinander zu
koordinieren und zu verbinden, diese Aufgabe kann unserer Ansicht nach nur
eine  Revolutionäre  Jugendinternationale  Seite  an  Seite  mit  einer  neuen
Revolutionären Internationale der ArbeiterInnenklasse leisten.

Die Aufgabe der Jugend in Madagaskar muss es nun sein Radrianirina keinen
Vertrauensvorschuss  zu  geben,  sondern  gemeinsam  mit  der
Arbeiter:innenklasse  jetzt  Rätestrukturen  aufzubauen,  welche  in
Stadtvierteln, Schulen, Plantagen, Fabriken und Dörfern in der Lage sind die
Übergangsregierung zu kontrollieren und bewusst die Herausbildung einer
Führung der Jugend und Arbeiter:inneklasse zum Ziel haben muss. Diese
müssen auch das Recht haben VertreterInnen für eine Verfassungsgebende
Versammlung zu stellen.

In den Imperialistischen Staaten ist es unsere Aufgabe solidarisch mit der
madagassischen Jugend zu sein,  das nicht  nur durch Lippenbekenntnisse
sondern  praktisch,  indem  wir  hier  z.B.  Forderungen  nach  der
entschädigungslosen  Erlassung  aller  Schulden  Madagaskars  und  aller
Halbkolonien stellen, sowie die Rückgabe aller bis heute von Frankreich mit
deutscher Rückendeckung besetzten Inseln und unseren Kampf durch den
Aufbau einer revolutionären Jugendinternationale direkt mit dem der Jugend
Madagaskars zu Verbinden.

Forderungen:



Für  die  Bildung  von  Räten  überall  in  Madagaskar,  diese  müssen
VertreterInnen  der  Jugend  und  der  ArbeiterInnenklasse  für  eine
Verfassungsgebende  Versammlung  wählen  dürfen!

Keine Ausländischen Interventionen durch Sanktionen, Militärhubschrauber
oder ähnliches!

Sofortige  vollständige  Streichung  aller  Schulden  Madagaskars  und  aller
Halbkolonien international,  Aufhebung aller  Auflagen des IWF und keine
Annahme weiterer Kredite, solange diese an Bedingungen geknüpft sind!

Massenhafte  Reparationen  durch  Frankreich  und  allen  Imperialistischen
Ländern die an der Ausbeutung Madagaskars beteiligt sind zum Aufbau der
Infrastruktur des Wassers und Elektrizitätsnetzes sowie der Krankenhäuser
und Bildungseinrichtungen!

Bewaffnung der Bewegung der Jugend – Nicht der Militärapparat darf die
alleinige  Macht  haben,  wenn  das  Militär  es  ernst  meint  mir  Ihren
Versprechen  an  die  Jugend  sollte  Sie  auch  gleichberechtigt  Macht
bekommen.

Für  eine  Verbindung  zwischen  dem  Aufstand  in  Madagaskar  und  den
Protesten in Kenia! Für eine Föderation sozialistischer Staaten in Ostafrika!

Für eine Verbindung der Gen Z Proteste Weltweit, für eine weltweite Debatte
um  Strategie  und  Führung  einer  weltweiten  Bewegung,  für  eine
Revolutionäre  Jugendinternationale!

Kenya’s youth on the front lines:
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Renewed mass protests – Justice
for Albert Ojwang!
by  Yor ick  F . ,  f i rs t ly  publ ished  in  Infomai l  1285  of  Gruppe
Arbeiter:innenmacht,  June  2025

About a year after the mass protests against President William Ruto’s tax
increases in Kenya, large demonstrations taking place again in Nairobi and
other  Kenyan  cities  since  June  8,  2025.  Eleven  months  ago,  the
demonstrations, which were largely led by young people and dubbed “Gen Z
riots”  by  the  media,  were  met  with  brutal  repression,  including  several
deaths and kidnappings, arrests, and the use of shotguns with so-called “less
lethal ammunition” (riot control with non-lethal firearm ammunition, e.g.,
rubber bullets). To put the protests into context, here is an excerpt from our
article on the causes of the protests from July 2024.

Imperialism as the cause of the crisis
„The protests were triggered by tax increases proposed by President Ruto,
who was elected in 2022,  primarily  in the form of  value-added taxes on
essential goods. The aim was to raise a total of US$2.7 billion to stabilize the
national  budget  and  ensure  the  repayment  of  loans.  They  were  to  be
significantly increased on bread, cooking oil,  and vehicle ownership.  The
announcement to raise taxes on menstrual products was also perceived as
particularly  brazen,  after  a  politician  from  Ruto’s  party  had  announced
during the election campaign that she wanted to make them available free of
charge in the future.

These taxes are in addition to the massive price increases caused by high
inflation, which are already forcing many people in Kenya to live on only one
or two meals a day. Large sections of the Kenyan population are threatened
with absolute poverty. On the other hand, those who are far removed from
this and will not be burdened with additional taxes are the small Kenyan
bourgeoisie and, fuelling the anger of the masses, the ruling political class.
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Politicians‘ salaries are among the highest in the world compared to the
average income, and President Ruto himself lives in luxury.

Kenya also ranks a less than impressive 126th out of 180 on the Corruption
Perceptions Index. But even though corruption and the luxury enjoyed by
politicians while the masses are impoverished are causing particular anger,
many in Kenya have realized that these are only superficial problems and are
dismissing Ruto’s attempts at mediation, which are now beginning, on the
grounds that the specific austerity measures can be discussed again and, as a
sign of goodwill, can also begin in the presidential office. The real problem,
as brazen as it may sound, is not that Ruto’s wife receives 5 million euros
from the state for  no real  reason,  or  that  the president  goes to  church
wearing a fancy belt costing 2,800 US dollars, but rather it is the austerity
measures themselves that are causing the problem. Ruto himself states that
Kenya has to spend more than 60% of its national budget on debt repayment.
The creditors? The former colonial power Britain, the US, China, the EU and,
at the top of the list, of course, the International Monetary Fund. It was the
IMF that “recommended” the new budget with massive tax increases to the
Kenyan government. This recommendation is likely to be similar in nature to
Schäuble’s advice to the Syriza government in Greece: it might be better to
accept the troika’s dictates if you don’t want them to plunge the country into
absolute misery with a brutal economic war.

Ruto, who, like most heads of state in semi-colonial countries, is only too
happy to serve imperialism, in his case primarily Western imperialism, had
attempted to meet the tax demands of the IMF and Co. solely at the expense
of  the  masses,  leaving  his  own  wealth  and  that  of  his  political  friends
untouched. Even if he now seems willing to make personal concessions in
order to somehow save his position, the movement must not stop there and
must direct its anger not only against the imperial governors, but against the
system of global oppression itself!“

Renewed outbreak of protests
In addition to the approaching anniversary of the tax increase bill, the main
trigger  for  the  renewed outbreak  of  protests  was  the  murder  of  Albert



Ojwang,  a  31-year-old  teacher  and  blogger  who  had  been  playing  a
prominent role in social movements within Kenya for some time. Albert was
arrested by police on June 7 at his home near the town of Homa Bay on the
southern  shore  of  Lake  Victoria,  on  the  pretext  that  he  had  “defamed”
Kenya’s police chief Eliud Lagat on social media. He was then taken to the
central police station in Nairobi, 350 km away, where he was found dead in
his cell on June 8.

The police initially lied and said that he had inflicted his fatal injuries himself
by  “repeatedly  banging his  head against  the  wall.”  This  has  since  been
exposed as a lie, which even Ruto had to admit publicly. The police chief
responsible, Lagat, has resigned from his post but still receives a hefty salary
and, like Albert’s direct killers, has not yet been prosecuted. This arrest is
one of a series of arrests of well-known faces from last year’s protests, such
as Rose Njeri,  a software developer who created a website that made it
easier for Kenyans to make demands on the government and who had also
spoken out against the tax increases.

Since June 8, there have been militant mass protests demanding justice for
Albert Ojwang, but also continuing to call for Ruto’s ouster, Kenya’s break
with the IMF,  and an end to  massive state  violence against  the protest
movement.  The movement recently gained new momentum when, on the
fringes of the protest on June 17, a young man selling masks was shot in the
face at close range with a riot control shotgun, which passed through his
head. Fortunately, the young man survived, but the anger and resistance
against this act are more than justified!

On the same day, the protests were attacked not only by the police with tear
gas, riot control shotguns, etc., but also by so-called “goons,” armed gangs
cooperating with the police, on motorcycles and with baseball bats. However,
they were successfully repelled and two of their motorcycles were burned.

Regional networking of repression
The repression of opposition figures is not limited to Kenyan territory. The
government works closely with the two neighboring states of Uganda and



Tanzania to suppress social movements in East Africa. This was evident, for
example,  in the arrest of  Kenyan activist  Boniface Mwangi and Ugandan
journalist Agather Atuhaire on May 20. Both had previously observed the
trial of opposition leader Tundu Lissu in the Tanzanian capital Dar es Salaam
(Tundu Lissu is charged with high treason, which carries the death penalty in
Tanzania) and were detained, interrogated, tortured, and raped by Tanzanian
police for several days.

In various operations, Tanzanian, Ugandan, and Kenyan authorities share
logistics and information and support each other. They are well aware that
the movements in all three countries are directed against the same enemy:
the  bourgeoisie,  which  participates  in  the  imperialist  exploitation  of  the
countries  by  the  former  colonial  power  Great  Britain,  but  also  by  other
imperialist states such as the USA, China, and Germany, and enriches itself
at the expense of the working class and youth.

Regional networking of the resistance!
It is not only in Kenya that masses are taking to the streets. After Ugandan
President Yoweri Museveni (in power since 1986!) passed a new law allowing
civilians who endanger “national security,” including opposition members, to
be tried by military rather than civilian courts, thousands took to the streets
in the capital Kampala on June 15. For years, Uganda has been moving in an
increasingly authoritarian direction, and in the preparing to the upcoming
elections, the country is once again significantly stepping up its repressive
measures.

Tanzania has also seen massive repression in recent years, not least against
the aforementioned Tundu Lissu and other members of the largest opposition
party,  CHADEMA  (Chama  cha  Demokrasia  na  Maendeleo;  Party  for
Democracy and Progress), a right-wing liberal party. This repression took
place in the context of mass protests demanding the removal of President
Samia  Suluhu  Hassan  from office  and  a  restriction  of  her  powers.  The
protests were supported by masses of the working class but, in the absence
of an alternative, were very poorly led by Chadema. The Tanzanian police
responded  with  massive  repression  against  the  protests,  arrests,  and



extrajudicial  killings  of  Chadema  members.

The close cooperation between the rulers of Kenya, Uganda, and Tanzania
shows that they are afraid of a coherent regional and ultimately international
movement against their complicity with imperialism!

We say: This is a good sign! The rulers should tremble before the justified,
powerful anger of the East African working class and youth!

For a revolutionary perspective!
But the fear of the rulers does not yet mean victory. As impressive and heroic
as  the  current  and  previous  protests  are,  they  currently  have  no  clear
strategy  for  defeating  state  terror  and  imperialist  exploitation  of  their
countries in the long term across national borders. Last year, the protests in
Nairobi spread to Kampala and, to a lesser extent, to Dar es Salaam. Now it
is necessary to consciously link the struggle against ongoing corruption and
the coordinated state terror of the three countries! In the course of this,
important strategic questions must be clarified in all  states:  Under what
leadership are the protests taking place? What is needed for a new major
offensive  against  the  regimes,  preferably  simultaneously  in  all  three
countries?

This requires conscious forces that not only demand reforms, but can also
draw up a transitional program and show a way forward from the current
struggles to the end of capitalism. Pressure must be exerted on the forces
currently dominating the struggles. The CKP (Communist Party of Kenya) is a
party rooted in the working class, but it pursues a purely reformist policy and
has become more oriented towards China in recent years. As important as it
is to demand that the CKP break with all wings of the Kenyan bourgeoisie, its
program does not offer a solution to the leadership crisis of the Kenyan
working class. Rather, it is part of the problem. What is needed instead is a
revolutionary workers‘ party that combines the struggle for the expropriation
of international and national corporations with the struggle for a government
of councils of workers and the poor!



There are signs of this happening, now that parts of the youth have split from
the KP to the left, including the Revolutionary Socialist League, the Kenyan
section of the International Socialist League, with whom we are in discussion
and who have recognized that a break with Stalinism is necessary in order to
offer a revolutionary perspective to workers and youth!

How does this affect us?
Here too, in one of the hearts of imperialism, we see waves of cuts coming
our way. The same people who are squeezing Kenya’s youth are also cutting
our education, social services, and much more. They too are building up an
increasingly authoritarian apparatus of repression to nip resistance in the
bud. Of course, we are struggling with these developments in a much less
acute and sharp way than the youth in East Africa. This is because we are
located in the imperialist center. Our bourgeoisies oppress the workers and
youth in “their” semi-colonies, by the very nature of imperialism, even more
than they do in their own countries. And yet they also oppress us, they also
squeeze us, they are not our national friends, but our class enemies! Our
struggle and the struggle of the Kenyan youth are closely linked! That is why
we must also fight here, whether in Germany, Britain, France, or the US,
against the debts of semi-colonial countries, under which the Kenyan youth,
like so many other oppressed people around the world, groans.

For the immediate cancellation of all debts of the semi-colonies to
imperialist states and financial institutions such as the IMF! End the
exploitation of one part of the world by another!
Build self-defense organizations of workers and youth against police
attacks and reactionary gangs! Build workers‘ and youth militias and
agitate among rank-and-file soldiers to break with their officers and
the state they serve!
For the overthrow of the bourgeoisie and the control of councils in
the  workplaces,  schools,  and  neighborhoods  over  economic
production,  education,  and  administration!  For  a  workers‘
government based on these councils and militias that reorganizes the
country’s economy on the basis of a democratic plan!



For a union of socialist states in East Africa!
For the building of a revolutionary youth international and a new
revolutionary international, so that we can wage our struggles, which
are in reality interconnected, together!

Kenias  Jugendliche  an
vorderster  Front:  Erneute
Massenproteste  –  Gerechtigkeit
für Albert Ojwang!
Yorick  F.,  zuerst  veröffentlicht  in  der  Infomail  1285  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht,  25.  Juni  2025  –  11  Minuten  Lesezeit

Etwa ein Jahr nach den Massenprotesten gegen die Steuererhöhungen von
Präsident William Ruto in Kenia finden seit dem 8. Juni 2025 wieder große
Demonstrationen in Nairobi und anderen kenianischen Städten statt. Bereits
vor 11 Monaten waren die maßgeblich von Jugendlichen geführten und von
Medien  als  „Gen-Z-Aufstände“  betitelten  Demonstrationen  von  brutalen
Repressionen überzogen, inkl.  diverser Toter und Entführter, Festnahmen
und dem Einsatz von Riot-Control-Shotguns mit sog. „less lethal ammunition“
(Aufstandsbekämpfung  mit  nicht  tödlicher  Schusswaffenmunition,  z.  B.
Gummigeschossen).  Zur  Einordnung  der  Proteste  hier  ein  Auszug  aus
unserem Artikel zu den Ursachen der Proteste aus dem Juli 2024.

Imperialismus als Ursache der Krise
„Auslöser der Proteste waren die vom 2022 gewählten Präsidenten Ruto
vorgeschlagenen  Steuererhöhungen,  in  erster  Linie  in  Form  von
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Mehrwertsteuern auf Waren, die zum Leben essenziell sind. Dadurch sollten
insgesamt  2,7  Milliarden  US-Dollar  aufgebracht  werden,  um  den
Staatshaushalt  zu  stabilisieren  und  die  Rückzahlung  von  Krediten
sicherzustellen.  So  sollten  sie  auf  Brot,  Speiseöl  sowie  den  Besitz  eines
Fahrzeugs  deutlich  angehoben  werden.  Als  besonders  dreist  empfunden
wurde  auch  die  Ankündigung,  die  Steuer  auf  Menstruationsprodukte  zu
erhöhen,  nachdem  im  Wahlkampf  eine  Politikerin  aus  Rutos  Partei
angekündigt  hatte,  diese  in  Zukunft  kostenlos  zur  Verfügung  stellen  zu
wollen.

Diese Steuern kommen noch zu den durch hohe Inflation massiv gestiegenen
Preisen hinzu, die jetzt schon dafür sorgen, dass sich viele in Kenia nur noch
eine oder maximal zwei Mahlzeiten am Tag leisten können. Großen Teilen
der kenianischen Bevölkerung droht absolute Armut. Wer davon hingegen
weit entfernt ist und auch nicht mit zusätzlichen Steuern belastet werden
soll, sind die kleine kenianische Bourgeoisie sowie, was die Wut der Massen
besonders anheizt, die herrschende Politiker:innenschicht. Denn die Gehälter
von Politiker:innen sind im Vergleich zum Durchschnittseinkommen mit die
höchsten der Welt und Präsident Ruto selber lebt im Luxus.

Auch  auf  dem  Korruptionsindex  steht  Kenia  auf  dem  nicht  besonders
rühmlichen Platz 126 von 180. Doch auch wenn die Korruption und der Luxus
der  Politiker:innen,  während  die  Massen  verelenden,  besondere  Wut
hervorrufen, haben viele in Kenia erkannt, dass diese nur das oberflächliche
Problem  darstel len,  und  pfei fen  auf  Rutos  nun  einsetzende
Schlichtungsversuche nach dem Motto, man könne noch mal neu über die
konkreten Sparmaßnahmen diskutieren und, als Zeichen des guten Willens,
auch im Präsidialamt beginnen. Denn das Problem liegt nicht darin, so dreist
das auch klingt, dass Rutos Frau im Jahr 5 Millionen Euro ohne wirklichen
Grund aus der Staatskasse bekommt oder der Präsident mit schickem, 2.800
US-Dollar  teurem  Gürtel  in  die  Kirche  geht,  sondern  es  sind  die
Sparmaßnahmen als  solche,  die  das  Problem verursachen.  So  gibt  Ruto
selber an, dass Kenia mehr als 60 % seines Staatshaushaltes zur Tilgung von
Schulden  aufwenden  muss.  Die  Gläubiger:innen?  Die  ehemalige
Kolonialmacht Britannien, die USA, China, die EU und ganz oben natürlich



der  Internationale  Währungsfonds.  Dieser  hat  auch  der  kenianischen
Regierung  den  neuen  Haushalt  mit  den  massiven  Steuererhöhungen
„empfohlen“.  Diese Empfehlung dürfte in etwa den Charakter haben wie
Schäubles Rat an die Syriza-Regierung in Griechenland: Man sollte vielleicht
doch lieber das Diktat der Troika akzeptieren, wenn man nicht wolle, dass
diese mit einem brutalen Wirtschaftskrieg das Land ins absolute Elend stürzt.

Ruto,  der  sich selber  so  wie  die  meisten Staatschef:innen halbkolonialer
Länder nur zu gerne in den Dienst des Imperialismus stellt, in seinem Fall
vor allem des westlichen, hatte versucht, die Abgabenforderungen von IWF
und Co. einzig und allein auf dem Rücken der Massen zu erfüllen und seinen
eigenen Reichtum und den seiner politischen Freund:innen unangetastet zu
lassen. Auch wenn er nun bereit zu sein scheint, persönliche Abstriche zu
machen, um seine Position irgendwie zu retten, darf die Bewegung nicht
dabei  stoppen  und  muss  ihre  Wut  nicht  nur  gegen  die  imperialen
Statthalter:innen, sondern gegen das System der globalen Unterdrückung
selbst richten!“

Erneutes Aufflammen der Proteste
Neben  dem  anrückenden  Jahrestag  des  Gesetzbeschlusses  zu  den
Steuererhöhungen  war  zentraler  Auslöser  der  erneut  aufflammenden
Proteste die Ermordung von Albert Ojwang, einem 31-jährigen Lehrer und
Blogger, der seit einiger Zeit eine prominente Rolle in sozialen Bewegungen
innerhalb Kenias einnahm. Albert wurde am 7. Juni von der Polizei in seinem
Haus nahe der Stadt Homa Bay am Südufer des Victoriasees verhaftet, unter
dem Vorwand,  er  habe  Kenias  Polizeichef  Eliud  Lagat  auf  Social  Media
„verleumdet“.  Daraufhin  wurde er  ins  350 km entfernte  Nairobi  auf  die
zentrale Polizeiwache gebracht, wo er am 8. Juni tot in seiner Zelle gefunden
wurde.

Die  Polizei  log  zunächst  und  erzählte,  er  habe  sich  seine  tödlichen
Verletzungen durch „wiederholtes Schlagen seines Kopfes gegen die Wand“
selbst herbeigeführt. Dies konnte mittlerweile als Lüge entlarvt werden, was
selbst Ruto öffentlich eingestehen musste. Der verantwortliche Polizeichef
Lagat ist zwar von seinem Posten zurückgetreten, bezieht aber immer noch



ein saftiges Gehalt und wird wie auch die direkten Mörder:innen Alberts
bisher  nicht  rechtlich  belangt.  Diese  Verhaftung  reiht  sich  ein  in
Verhaftungen von bekannten Gesichtern der letztjährigen Proteste, wie etwa
Rose Njeri, einer Softwareentwicklerin, die eine Website entwickelte, über
welche die Kenianer:innen einfacher Forderungen an die Regierung stellen
können,  und  die  sich  außerdem  offen  gegen  die  Steuererhöhungen
ausgesprochen  hatte.

Seit dem 8. Juni gibt es als Reaktion darauf militante Massenproteste, die
Gerechtigkeit für Albert Ojwang fordern, aber auch weiterhin für einen Sturz
Rutos,  einen  Bruch  Kenias  mit  dem  IWF  und  ein  Ende  der  massiven
staatlichen Gewalt  gegen die  Protestbewegung eintreten.  Neuen Aufwind
bekam die Bewegung erst kürzlich, als am Rande des Protestes am 17. Juni
einem jungen Mann, der Masken verkaufte, aus nächster Nähe mit einer
Riot-Control-Shotgun  ins  Gesicht  und  damit  durch  den  Kopf  geschossen
wurde. Der junge Mann überlebte dies zwar zum Glück, dennoch ist die Wut
und der Widerstand dagegen mehr als berechtigt!

Am selben Tag wurden die Proteste, außer durch die Polizei mit Tränengas,
Riot-Control-Shotguns usw., auch von sog. „Goons“, bewaffneten Banden, die
mit  der  Polizei  kooperieren,  auf  Motorrädern  und  mit  Baseballschlägern
angegriffen.  Diese wurden jedoch erfolgreich zurückgeschlagen und zwei
ihrer Motorräder verbrannt.

Regionale Vernetzung der Repression
Dabei beschränkt sich die Repression gegen Oppositionelle nicht nur auf das
kenianische  Staatsgebiet.  Die  Regierung  arbeitet  eng  mit  den  beiden
Nachbarstaaten Uganda und Tansania zusammen, um soziale Bewegungen in
Ostafrika zu unterdrücken. So z.  B. bei der Verhaftung des kenianischen
Aktivisten  Boniface  Mwangi  und  der  ugandischen  Journalistin  Agather
Atuhaire am 20. Mai. Beide hatten zuvor den Prozess des Oppositionsführers
Tundu Lissu in der tansanischen Hauptstadt Daressalam beobachtet (Tundu
Lissu ist wegen Hochverrats angeklagt, worauf in Tansania die Todesstrafe
steht) und wurden mehrere Tage von der tansanischen Polizei festgehalten,
befragt, gefoltert und vergewaltigt.



Bei  diversen Operationen teilen tansanische,  ugandische und kenianische
Behörden  miteinander  Logistik  und  Informationen  und  unterstützen  sich
gegenseitig. Ihnen ist wohl sehr bewusst, dass sich die Bewegungen in allen
drei Ländern gegen dieselbe Feindin richten: die Bourgeoisie, die sich an der
imperialistischen  Auspressung  der  Länder  durch  den  ehemaligen
Kolonialherren Großbritannien,  aber auch andere imperialistische Staaten
wie  die  USA,  China  oder  Deutschland,  beteiligt  und  auf  Kosten  der
Arbeiter:innenklasse und der Jugend ordentlich bereichert.

Regionale Vernetzung des Widerstands!
Nicht nur in Kenia gehen Massen auf die Straße. Nachdem der ugandische
Präsident  (seit  1986!)  Yoweri  Museveni  ein  neues  Gesetz  verabschiedet
hatte,  nach  welchem  Zivilist:innen,  welche  die  „nationale  Sicherheit“
gefährden,  also  auch  Oppositionelle,  von  einem Militär-  statt  von  einem
Zivilgericht verurteilt werden dürfen, gingen in der Hauptstadt Kampala am
15. Juni Tausende auf die Straße. Bereits seit Jahren entwickelt sich Uganda
in eine immer autoritärere Richtung und im Zuge der anstehenden Wahlen
zieht das Land seinen Repressionsapparat noch einmal deutlich hoch.

Auch in Tansania gab es in den letzten Jahren massive Repressionen, nicht
zuletzt  gegen  den  oben  bereits  genannten  Tundu  Lissu  und  andere
Mitglieder  der  größten  Oppositionspartei  CHADEMA  (Chama  cha
Demokrasia  na  Maendeleo;  Partei  für  Demokratie  und Fortschritt),  einer
rechtsliberalen  Partei.  Diese  Repressionen  geschahen  im  Kontext  von
Massenprotesten,  die  eine  Abwählbarkeit  der  Präsidentin  Samia  Suluhu
Hassan  sowie  eine  Einschränkung  ihrer  Befugnisse  forderten  und  von
Massen der Arbeiter:Innenklasse getragen, in Ermangelung einer Alternative
aber nur sehr unzureichend von Chadema geführt wurden. Die tansanische
Polizei antwortete darauf mit massiver Repression gegen die Proteste, mit
Verhaftungen und außerjuristischen Tötungen von Chadema-Mitgliedern.

Die enge Kooperation der  Herrschenden Kenias,  Ugandas und Tansanias
zeigt also: Die Herrschenden haben Angst vor einer zusammenhängenden
regionalen  und  letztlich  internationalen  Bewegung  gegen  ihre
Kompliz:innenschaft  mit  dem  Imperialismus!



Wir sagen: Das ist ein gutes Zeichen! Die Herrschenden sollen zittern vor
dem berechtigten, kraftvollen Zorn der ostafrikanischen Arbeiter:innenklasse
und Jugend!

Für eine revolutionäre Perspektive!
Doch die Angst der Herrschenden macht noch keinen Sieg. So beeindruckend
und heroisch die aktuellen und vorangegangenen Proteste auch sind, aktuell
haben sie noch keine klare Strategie, über Ländergrenzen hinweg langfristig
gegen den staatlichen Terror  und die  imperialistische Auspressung ihrer
Länder siegen zu können. Bereits im letzten Jahr schwappte der Protest in
Nairobi auf Kampala und in einem geringeren Maße auch auf Daressalam
über, jetzt ist es notwendig, den Kampf gegen die anhaltende Korruption und
den miteinander koordinierten staatlichen Terror der drei Länder bewusst zu
verbinden! Im Zuge dessen müssen in allen Staaten wichtige strategische
Fragen geklärt werden: Unter welcher Führung stehen die Proteste? Was
braucht  es  für  eine  neue  große  Offensive  gegen  die  Regime,  möglichst
gleichzeitig in allen drei Ländern?

Hierfür braucht es bewusste Kräfte, die nicht nur Reformforderungen stellen,
sondern  ein  Übergangsprogramm  aufstellen  und  einen  Weg  von  den
aktuellen Kämpfen hin zur Zerschlagung des Kapitalismus aufzeigen können.
Es muss auf die Kämpfe momentan dominierenden Kräfte Druck ausgeübt
werden.  Die  CKP  (KP  Kenias)  ist  zwar  eine  in  der  Arbeiter:innenklasse
verankerte Partei,  die jedoch eine rein reformistische Politik verfolgt und
sich in den letzten Jahren stärker an China orientiert. So wichtig es daher ist,
an die CKP die Forderung zu stellen, mit allen Flügeln der kenianischen
Bourgeoisie zu brechen, so wenig stellt sie mit ihrem Programm die Lösung
der  Führungskrise  der  kenianischen  Arbeiter:innenklasse  dar,  sondern
vielmehr  einen  Teil  des  Problems.  Dazu  braucht  es  vielmehr  eine
revolutionäre Arbeiter:innenpartei,  die den Kampf für die Enteignung der
internationalen wie nationalen Konzerne mit dem für eine Regierung aus
Räten der Arbeiter:innen und Armen verbindet!

Ansätze in diese Richtung gibt es, nachdem sich auch Teile der Jugend nach
links von der KP abgespalten haben, darunter die Revolutionary Socialist



League, die kenianische Sektion der Internationalen Sozialistischen Liga, mit
der wir in Diskussion stehen und die erkannt hat, dass ein Bruch mit dem
Stalinismus nötig ist, um eine revolutionäre Perspektive für Arbeiter:innen
und Jugend aufzeigen zu können!

Wie betrifft das uns?
Auch hier, in einem der Herzen des Imperialismus, sehen wir Kürzungswellen
auf uns zukommen. Dieselben, die auch Kenias Jugend auspressen, kürzen
uns auch hier die Bildung, die Sozialleistungen und vieles mehr weg. Auch
sie  fahren  einen  immer  autoritäreren  Repressionsapparat  hoch,  um
Widerstand dagegen im Keim zu ersticken.  Natürlich haben wir  deutlich
weniger akut und scharf mit diesen Entwicklungen zu kämpfen als die Jugend
in  Ostafrika.  Denn  wir  sitzen  im  imperialistischen  Zentrum.  Unsere
Bourgeoisien unterdrücken die Arbeiter:innen und Jugendlichen in „ihren“
Halbkolonien, von der Natur des Imperialismus ausgehend, noch viel stärker
als die im eigenen Land. Und doch unterdrücken sie auch uns, pressen sie
auch uns, sind sie nicht unsere nationalen Freund:innen, sondern unsere
Klassenfeind:innen! Unser Kampf und der Kampf der kenianischen Jugend
sind  eng  miteinander  verbunden!  Darum  müssen  wir  auch  hier,  ob  in
Deutschland, Großbritannien, Frankreich oder den USA, gegen die Schulden
halbkolonialer Länder kämpfen, unter denen die kenianische Jugend, wie so
viele andere Unterdrückte auf der ganzen Welt, ächzt.

Für  eine  sofortige  Streichung  aller  Schulden  der  Halbkolonien  bei
imperialistischen Staaten und Finanzinstitutionen wie dem IWF! Schluss mit
der Ausbeutung eines Teils der Welt durch einen anderen!
Aufbau von Selbstverteidigungsorganen der Arbeiter:innen und Jugendlichen
gegen die Angriffe der Polizei und reaktionärer Banden! Für den Aufbau von
Arbeiter:innen-  und  Jugendmilizen  und  für  Agitation  unter  einfachen
Soldat:innen, mit ihren Offizier:innen und dem Staat, dem diese dienen, zu
brechen!
Für den Sturz der Bourgeoisie und die Kontrolle von Räten in den Betrieben,
Schulen und Nachbarschaften über wirtschaftliche Produktion, Bildung und
Verwaltung! Für eine Arbeiter:innenregierung, die sich auf diese Räte und
Milizen  stützt  und  die  Wirtschaft  des  Landes  auf  Grundlage  eines



demokratischen  Plans  reorganisiert!
Für eine Vereinigung sozialistischer Staaten in Ostafrika!
Für den Aufbau einer revolutionären Jugendinternationale und einer neuen
revolutionären Internationalen, damit wir unsere in der Realität miteinander
verbundenen Kämpfe auch gemeinsam führen können!

Women in Sudan: „We won’t be
silent  in  the  face  of  the
tyrant“(Alaa Salah)
by Clay Ikarus, Revolution Deutschland, in Fight! Revolutionary Women’s
Magazine, 13, März 2025

In 2019, thousands of voices responded to activist Alaa’s promise
with “Thawra!” (Arabic for “Revolution!”). Today, Sudan has
been embroiled in a bitter war for almost two years, keeping the
entire population in a state of fear and terror. Women and children
are particularly suffering from the current situation. Most recently,
reports of a mass suicide of Sudanese women fearing sexual violence
shocked the media. But how did it come to this, and how can the
struggle for liberation evolve?

A brief historical overview
The history of the Sudanese civil war began in 2018/19. The
dictator Omar al-Bashir (also: Umar al-Bashir) was in power at the
time and wanted to introduce massive austerity measures. This was the
last straw, as the population was already facing several crises: a
housing shortage, a broken health and education system, and most ATMs
were empty, so people couldn’t access their money. Meanwhile, any
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political opposition activity was violently suppressed. Nevertheless,
the masses took to the streets. The initial demonstrations and
strikes, initiated by the SPA (Sudanese Professionals Association, an
umbrella organization of 17 individual unions), grew into a movement
of resistance fighters who organized themselves in neighborhoods
across the cities. They succeeded in overthrowing the dictator. Women
were at the forefront of this movement, making up more than half of
the protesters. They also became the face of the movement
internationally. Some may remember the famous image of Alaa Salah, a
23-year-old student who motivated the crowds. She later spoke as a
representative of Sudanese civil society before the UN Security
Council, demanding that those responsible for the old regime be held
accountable.

The revolution improved the situation of women in Sudan. The
Public Order Law, which not only suppressed political struggles but
also dictated women’s behavior and dress code, was abolished. The
practice of female genital mutilation was criminalized. However, even
though the revolution was mainly carried out by women, they did not
achieve full equality in the new transitional civilian government
under Prime Minister Abdalla Hamdok. Only a fifth of the cabinet was
made up of women, even though fifty percent had been demanded. With
the implementation of economic reforms dictated by Sudan’s foreign
creditors, Hamdok gradually lost more and more of his support among
the population.

Unfortunately, the history of the Arab Spring repeated itself in
Sudan. The Sudanese Armed Forces (SAF) under the leadership of
General Abdel Fattah Burhan, which supported the revolution and
promised to oversee the transition to a democratic system, ultimately
turned against the civilian government. Together with his deputy
Hamdan Daglo, lieutenant general of the paramilitary unit RSF (Rapid
Support Forces; Islamist paramilitary group), they overthrew Abdalla
Hamdok in 2021 and introduced a military regime that ruled with
violence and crushed the achievements of the revolution.



Unfortunately, the massive protests against this military coup came
too late. The civil revolution ended in a counterrevolution. We must
not forget that Saudi Arabia and Egypt provided significant support
to the military in Sudan, as they had hired Sudanese mercenaries for
their own war in Yemen and were financed by the US with several
billion dollars.

Sudan itself is only part of the arc of crisis that stretches
westward across the Sahel zone and also includes Chad, Mali, Burkina
Faso, and Niger. These countries have experienced military coups that
have massively weakened French hegemony or replaced it with
others—militarily, often with Russian involvement, and economically
through China. In the east, this arc of crisis even extends to the
states on the Red Sea and the Horn of Africa. Ethiopia, Eritrea, and
Somalia are strategically located on the Bab al-Mandab Strait, which
connects the Indian Ocean with the Red Sea and from there with the
Suez Canal. Twenty percent of the world’s container ship traffic
passes through this strait. It is no wonder that rival imperialist
groups also want access to Sudan’s geostrategic location on the Red
Sea, and obviously also to it’s ressources. Once again, it is US
imperialism and its allies, competing with Russia and China, as well
as the involvement of regional powers such as Saudi Arabia, which
supplies weapons to the RSF: they have all interfered in Sudan and
ultimately want to see their warring faction ruling over Sudan in
their interests from a throne built on corpses.

The current civil war
In April 2023, the conflict between the SAF and the RSF escalated,
leading to an ongoing war and one of the world’s largest humanitarian
crises. Entire neighborhoods and villages have already been destroyed
by the fighting. More than 14 million people have been forced to
leave their homes, over 40 percent of farmland is uncultivated,
causing the country’s wheat production to decline by 75 percent.
Twenty-six million people, about half the population, are suffering



from famine. Tens of thousands of civilians have already been killed
and many more injured. The atrocities committed against the
courageous and militant women of Sudan are particularly alarming.
They are subjected to torture and mass rape. The fear of this drives
them to suicide. On one day, more than 100 women took their own lives
at the same time to escape this fate. The RSF is particularly
notorious for this violence against civilians. They repeatedly take
women and children hostage, torture and kill them.

In addition, medical care has largely collapsed, leading to a
massive increase in the spread of diseases: cholera, malaria, dengue
fever, measles, and rubella are now causing death alongside hunger
and war. At a donor conference in Paris in April 2024, €2 billion
in aid was pledged. Not only is this insufficient, but the supplies
are intercepted by the warring parties and do not reach the
population.

But what about liberation?
Unfortunately, the revolution failed due to the same problems that
plagued the Arab Spring: as long as the army’s high command, the
Islamist parties and the state bureaucracy remain intact, the danger
of a counterrevolution persists. What is needed is a revolution that
goes all the way, smashes the repressive power of the state, takes
control of the economy from the corrupt capitalist class, and puts
power in the hands of the working people. This means that democracy
alone cannot survive; a socialist revolution in the sense of
permanent revolution is necessary, because the imperialist world
system will always try to make Sudan a pawn in its own game. The
people in all these countries have already proven that they have the
courage and the power to overthrow dictatorships. They have learned
to organize themselves into resistance units and have thus defied
entire armies. It is necessary to rebuild this strength, to network
across national borders, and to resume the struggle for liberation.
In doing so, it is important to learn from the mistakes of the past



and not repeat them. The goal of a popular front with the bourgeois
forces must be discarded and replaced by the creation of a
revolutionary program and a party for the workers.

In Sudan, this means that people within the military forces must
raise their weapons against their corrupt generals, and workers must
collect every weapon they can find and reorganize themselves
underground. Workers in neighboring countries must also reorganize
themselves and take up the struggle so that they can support their
class brothers and sisters in Sudan. However, this process must be
linked to a revolutionary program in order to be successful. It is
therefore necessary to oppose any imperialist intervention, to have
aid deliveries to the population monitored by committees to ensure
fair distribution, and to convene a constituent assembly that places
the means of production under the control of the workers.

For us in the Western countries, it is important to fight against
any interference by our states in the uprisings in African and Arab
countries and to seek solidarity with Sudanese activists. Together,
we must oppose all economic embargoes that weaken the Sudanese
economy and dismantle dependencies that arise from so-called
development aid from Western countries. Instead, Sudanese society
should draw up a reconstruction plan that demands reparations and
ensures that these demands are met. Together with the unions, we must
stop our governments from supplying weapons to warmongers, whether in
Sudan, Yemen, or Gaza!

Frauen im Sudan: „Wir werden
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nicht  schweigen  im  Angesicht
des Tyrannen” (Alaa Salah)
Clay Ikarus, Revolution Deutschland, Fight! Revolutionäre Frauenzeitung 13,
März 2025 – 7 Min. Lesezeit

Tausende Stimmen antworteten 2019 auf dieses Versprechen der Aktivistin
Alaa mit „Thawra!“ (Arabisch für „Revolution!”). Heute herrscht im Sudan
seit fast 2 Jahren ein erbitterter Krieg, der die ganze Bevölkerung in Angst
und Schrecken hält. Gerade Frauen und Kinder leiden unter der aktuellen
Lage.  Zuletzt  erschütterten  die  Berichte  über  einen  Massensuizid
sudanesischer Frauen aus Angst vor sexueller Gewalt die Medien. Doch wie
kam es dazu und wie kann der Kampf um Befreiung aussehen?

Ein kurzer geschichtlicher Abriss
Die  Geschichte  des  sudanesischen  Bürgerkriegs  begann  2018/19.  Der
damalige  Diktator  Omar  al-Baschir  (auch:  Umar  al-Baschir)  herrschte  zu
dieser Zeit und wollte massive Sparmaßnahmen einführen. Dies brachte das
Fass zum Überlaufen, denn zu dem Zeitpunkt gab es für die Bevölkerung
bereits  mehrere  Krisen:  Wohnungsnot,  ein  kaputtes  Gesundheits-  und
Bildungssystem  und  die  meisten  Bankautomaten  waren  leer,  sodass  die
Menschen nicht an ihr Geld kamen. Währenddessen wurde jegliche politisch
oppositionelle Aktivität mit Gewalt unterdrückt. Dennoch gingen die Massen
auf  die  Straße.  Aus  den  anfänglichen  Demonstrationen  und  Streiks,
angestoßen  vom  Gewerkschaftsbund  SPA  (Sudanese  Professionals
Association;  Dachverband  aus  17  Einzelgewerkschaften),  wurde  eine
Bewegung aus Widerstandskämpfer:innen, die sich in den Nachbarschaften
der  Städte  organisierten.  Sie  schaffte  es,  den  Diktator  zu  stürzen.  An
vorderster Front dieser Bewegung standen Frauen, denn sie machten mehr
als die Hälfte der Protestierenden aus. Auch international wurden sie zum
Gesicht der Bewegung. Einige erinnern sich vielleicht noch an das berühmte
Bild von Alaa Salah, einer 23-jährigen Studentin, die die Massen anheizte.
Später sprach sie als Vertreterin der sudanesischen Zivilgesellschaft vor dem
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UNO-Sicherheitsrat und forderte, die Verantwortlichen des alten Regimes
zur Rechenschaft zu ziehen.

Mit der Revolution verbesserte sich die Lage von Frauen im Sudan. So wurde
das Gesetz zur öffentlichen Ordnung abgeschafft, das nicht nur politische
Kämpfe unterdrückte, sondern auch das Verhalten und die Kleiderordnung
für  Frauen  vorschrieb.  Die  Praxis  der  weiblichen  Genitalverstümmelung
wurde unter Strafe gestellt. Doch auch wenn die Revolution vor allem von
Frauen  getragen  wurde,  erhielten  sie  in  der  neuen  bürgerlichen
Übergangsregierung  unter  Premierminister  Abdalla  Hamdok  keine
vollständige Gleichheit.  Nur ein Fünftel  des Kabinetts wurde von Frauen
gestellt, obwohl fünfzig Prozent gefordert waren. Mit der Durchsetzung der
von  den  ausländischen  Gläubiger:innen  des  Sudan  diktierten
Wirtschaftsreformen  verspielte  er  nach  und  nach  immer  mehr  seinen
Rückhalt  in  der  Bevölkerung.

Leider  wiederholte  sich  auch  im  Sudan  die  Geschichte  des  Arabischen
Frühlings.  Die  sudanesischen  Streitkräfte  (SAF)  unter  der  Führung  von
General  Abdel  Fattah  Burhan,  die  die  Revolution  unterstützten  und
versprachen, den Übergang in ein demokratisches System zu überwachen,
stellten sich letztendlich gegen die zivile Regierung. Gemeinsam mit seinem
Stellvertreter  Hamdan  Daglo,  dem Generalleutnant  der  paramilitärischen
Einheit RSF (Rapid Support Forces; islamistische paramilitärische Gruppe),
stürzten sie 2021 Abdalla Hamdok und führten ein Militärregime ein, das
erneut  mit  Gewalt  regierte  und  die  Errungenschaften  einstampfte.  Die
massiven Proteste  gegen diesen Militärputsch kamen leider  zu spät.  Die
bürgerliche Revolution endete in einer Konterrevolution. Hierbei dürfen wir
nicht  vergessen,  dass  Saudi-Arabien  und  Ägypten  das  Militär  im  Sudan
maßgeblich unterstützt haben, da sie sudanesische Söldner:innen für ihren
eigenen  Krieg  im  Jemen  angeheuert  hatten  und  sie  von  den  USA  mit
mehreren Milliarden US-Dollar finanziert wurden.

Der Sudan bildet selbst nur einen Teil des Krisenbogens, der sich westlich
über die Sahelzone zieht und auch den Tschad, Mali, Burkina Faso und Niger
umfasst. In diesen Staaten kam es zu Militärputschen, die die französische
Vorherrschaft massiv schwächten oder durch andere ersetzten – militärisch,



oft unter Beteiligung Russlands, und wirtschaftlich durch China. Im Osten
erstreckt sich dieser Krisenbogen sogar bis zu den Staaten am Roten Meer
und dem Horn von Afrika. Äthiopien, Eritrea und Somalia liegen strategisch
günstig an der Straße von Bab al-Mandab, die den Indischen Ozean mit dem
Roten  Meer  und  von  da  mit  dem Suezkanal  verbindet.  20  Prozent  des
weltweiten Containerschiffsverkehrs werden durch diese Meerenge geleitet.
Da ist es kein Wunder, dass die rivalisierenden imperialistischen Gruppen
ebenfalls Zugang zu den Reichtümern und der geostrategischen Lage des
Sudans  am  Roten  Meer  bekommen  wollen.  Wieder  sind  es  der  US-
Imperialismus  und  seine  Verbündeten,  die  sich  mit  Russland  und  China
messen,  sowie  die  Beteiligung regionaler  Mächte  wie  Saudi-Arabien,  die
Waffen an die RSF liefern: Sie alle haben sich in den Sudan eingemischt und
wollen  ihre  Kriegspartei  am Ende auf  dem Thron aus  Leichen in  ihrem
Interesse über den Sudan herrschen sehen.

Der aktuelle Bürgerkrieg
Im April 2023 kam es dann zur Eskalation zwischen der SAF und der RSF,
welche  in  einem andauernden Krieg  mündete  und zu  einer  der  größten
humanitären Krisen der Welt auswuchs. Ganze Stadtteile und Dörfer wurden
bereits durch die Kämpfe zerstört. Mehr als 14 Millionen Menschen mussten
ihre  Heimatorte  verlassen,  über  40  Prozent  der  Anbauflächen  sind
unbewirtschaftet, wodurch die Weizenproduktion des Landes um 75 Prozent
zurückgegangen  ist.  26  Millionen  Menschen,  etwa  die  Hälfte  der
Bevölkerung,  leiden  an  Hungersnot.  Zehntausende  Zivilist:innen  wurden
bereits getötet und noch mehr verletzt. Besonders die Gräueltaten gegenüber
den mutigen und kämpferischen Frauen des Sudans sind erschreckend. Sie
sind Folter und Massenvergewaltigungen ausgesetzt. Die Angst davor treibt
sie in den Suizid. An einem Tag haben sich über 100 Frauen gleichzeitig das
Leben genommen, um dem zu entgehen. Gerade die RSF ist bekannt für
diese Gewalt an Zivilist:innen. Immer wieder nehmen sie vor allem Frauen
und Kinder als Geiseln, foltern und töten sie.

Zusätz l ich  i s t  d ie  mediz in ische  Versorgung  größtente i l s
zusammengebrochen,  wodurch  die  Verbreitung  von  Krankheiten  massiv



gestiegen ist: Cholera, Malaria, Denguefieber, Masern und Röteln führen nun
neben Hunger und Krieg in den Tod. Auf einer Geber:innenkonferenz im
April  2024  in  Paris  wurden  Hilfsgelder  in  Höhe  von  2  Milliarden  Euro
zugesagt. Nicht nur, dass das nicht reicht, die Lieferungen werden von den
Kriegsparteien abgefangen und erreichen die Bevölkerung auch nicht.

Doch was ist mit der Befreiung?
Die  Revolution  scheiterte  leider  an  den  gleichen  Problemen  wie  im
Arabischen  Frühling:  Solange  das  Oberkommando  der  Armee,  die
islamistischen Parteien und die Staatsbürokratie intakt bleiben, bleibt die
Gefahr einer Konterrevolution bestehen. Es braucht eine Revolution, die den
ganzen Weg geht, die repressive Macht des Staates zerbricht, der korrupten
Kapitalist:innnenklasse die Kontrolle über die Wirtschaft entreißt und die
Macht in die Hände der arbeitenden Menschen legt. Das heißt: Demokratie
alleine kann nicht bestehen bleiben, es braucht eine sozialistische Revolution
im Sinne der permanenten Revolution, da das imperialistische Weltsystem
immer versucht, den Sudan zum Spielball eigener Interessen zu machen. Die
Menschen in all diesen Ländern haben bereits bewiesen, dass sie den Mut
und die Macht haben, Diktaturen umzuwerfen. Sie haben gelernt, sich in
Widerstandseinheiten  zu  organisieren,  und  haben  so  ganzen  Armeen
getrotzt. Es gilt, diese Stärke erneut zu entwickeln und sich über die Grenzen
des eigenen Landes hinaus zu vernetzen und den Kampf um Befreiung erneut
aufzunehmen. Dabei ist es wichtig, aus den Fehlern der Vergangenheit zu
lernen  und  sie  nicht  zu  wiederholen.  Das  Ziel  einer  Volksfront  mit  den
bürgerlichen  Kräften  muss  über  den  Haufen  geworfen  und  durch  die
Schaffung  eines  revolutionären  Programms  und  einer  Partei  für  die
Arbeiter:innen  ersetzt  werden.

Im Sudan bedeutet  dies,  dass  die  Menschen innerhalb  der  militärischen
Kräfte die Waffen gegen ihre korrupten Generäle erheben müssen und die
Arbeiter:innen jede Waffe,  die sie kriegen können,  sammeln und sich im
Untergrund  neu  organisieren.  Für  die  Arbeiter:innen  der  umliegenden
Länder gilt es, sich selbst ebenfalls erneut zu organisieren und den Kampf
aufzunehmen und so auch ihre Klassengeschwister im Sudan unterstützen zu



können.  Dieser  Prozess  muss  aber  mit  einer  revolutionären  inhaltlichen
Grundlage verbunden werden, um erfolgreich zu sein. Es gilt also, sich gegen
jede  imperialistische  Intervention  zu  stellen,  die  Hilfslieferungen  an  die
Bevölkerung  durch  Komitees  überwachen  zu  lassen,  um  eine  gerechte
Verteilung  zu  gewährleisten,  und  eine  verfassunggebende  Versammlung
einzuberufen,  welche  die  Produktionsmittel  unter  die  Kontrolle  der
Arbeiter:innen  stellt.

Für uns in den westlichen Ländern gilt  es, jegliche Einmischung unserer
Staaten  in  die  Aufstände  der  afrikanischen  und  arabischen  Staaten  zu
bekämpfen  und  den  Schulterschluss  mit  sudanesischen  Aktivist:innen  zu
suchen. Gemeinsam müssen wir uns gegen alle wirtschaftlichen Embargos
stellen, die die sudanesische Wirtschaft schwächen, und Abhängigkeiten, die
aus  der  sogenannten  Entwicklungshilfe  westlicher  Staaten  entstehen,
abbauen. Stattdessen sollte die sudanesische Gesellschaft einen Aufbauplan
erstellen,  der  Forderungen  nach  Reparationszahlungen  erhebt  und  diese
erfüllt  bekommt.  Gemeinsam  mit  den  Gewerkschaften  müssen  wir  die
Waffenlieferungen unserer Regierungen an Kriegstreiber:innen stoppen, egal
ob im Sudan, Jemen oder Gaza!

Von  der  Türkei  bis  nach
Südafrika:  Femi(ni)zide  global
bekämpfen!
Von Sani Meier, November 2024

89.000 Frauen und Mädchen wurden 2022 vorsätzlich getötet – das sind 234
pro Tag, so viele wie seit 20 Jahren nicht mehr. Diesen Bericht veröffentlichte
die UNO vor fast einem Jahr und löste damit weitreichende Empörung aus.
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Dennoch  hat  sich  bis  heute  für  die  meisten  Frauen  wenig  verändert:
Deutschland erreichte 2023 seinen Höchststand an Femiziden. Wie schaffen
wir es, die Gewaltspirale zu durchbrechen?

Frauenmord, Femizid, Feminizid?
Mehr als die Hälfte der Morde an Frauen finden im partnerschaftlichen oder
familiären Umfeld der Opfer statt, also im privaten Raum. Die Täter sind ihre
Ehemänner, Partner, Väter, Brüder oder vermeintliche Freunde. Die Motive
reichen  von  Eifersucht  und  Trennungsangst  über  Rache  bis  zur
Wiederherstellung  der  familiären  „Ehre“.  Noch  immer  verharmlosen  die
Medien  diese  Morde  als  „Familiendrama“,  „Eifersuchtstat“  oder
„Beziehungstragödie“, oder machen die Opfer mit Begriffen wie „erweiterter
Suizid“  unsichtbar.  Um  dem  entgegenzuwirken,  wird  heute  der  Begriff
„Femizid“ verwendet, der die Systematik und geschlechtsbezogene Gewalt
hinter den Taten in den Vordergrund rückt.

In  Lateinamerika  haben  Feminist:innen  erkannt,  dass  der  Begriff  des
Femizids sich nur auf Taten im privaten Umfeld beschränkt. Um die Rolle des
Staates und wirtschaftliche Faktoren nicht zu vernachlässigen, wurde der
zusätzliche Begriff „Feminizid“ entwickelt. Ein anschauliches Beispiel hierfür
sind die Frauenverbrennungen der europäischen Frühen Neuzeit:  Frauen
wurden unter dem Vorwurf der Hexerei systematisch durch Vertreter der
Kirche  getötet.  Diese  waren  nicht  ihre  Partner  oder  Verwandten,  aber
konnten sich durch die Morde das Eigentum der getöteten Frauen aneignen.
Feminizide  wie  diese  geschehen  auch  heute  noch  in  Teilen  Afrikas  und
Indiens  vor  den  Augen  der  Öffentlichkeit,  um  die  Macht  der  Täter  zu
demonstrieren.  Der  Staat  tritt  meist  als  Komplize  auf,  da  er  die  Taten
halbherzig oder gar nicht rechtlich verfolgt,  selbst Täter ist  oder Frauen
nicht die Möglichkeiten gibt, sich zu schützen.

Afghanistan
Auch das  gezielte  Töten von Aktivistinnen zur  Sicherung der  staatlichen
Ordnung spielt eine wichtige Rolle. In Afghanistan häufen sich die Berichte



über Frauenleichen,  die  auf  Müllhalden oder in  Straßengräben gefunden
werden, besonders seit der Machtübernahme der Taliban. Frauen, die sich
kritisch  gegenüber  dem  Regime  äußern,  werden  gezielt  Opfer  von
Gewalttaten und sollen andere abschrecken. Die Taliban selbst geben keine
offiziellen Zahlen zu Morden an Frauen heraus, doch auch durch die jüngsten
Gesetzesverschärfungen können sie nicht verhindern, dass mutige Frauen
weiterhin über die Situation vor Ort berichten.

Obwohl mit den Begriffen „Femizid“ und „Feminizid“ ein großer Teil  der
Taten sprachlich abgedeckt wird, ist es wichtig zu betonen, dass die oben
genannten Zahlen keine vollständige Abbildung der  patriarchalen Gewalt
darstellen.  Das liegt  daran,  dass  ein  großer  Teil  der  Fälle  nicht  offiziell
dokumentiert wird oder von staatlicher Seite verheimlicht wird. Dazu kommt,
dass auch trans, inter und nicht-binäre Personen von Gewalt aufgrund ihres
Geschlechts  betroffen  sind  –  auch  sie  werden  nicht  in  die  Statistiken
mitaufgenommen. Doch obwohl die Dunkelziffer nicht genau zu ermitteln ist,
geben uns die offiziellen Zahlen Anlass genug Grund zum Handeln. Ein Blick
auf die weltweiten Frauenbewegungen der letzten Monate zeigt das globale
Ausmaß der Gewalt, aber auch des Widerstands dagegen:

Türkei
Besonders die Türkei ist in den letzten Wochen und Monaten Schauplatz
feministischer Mobilisierung. Trauriger Anlass hierfür waren zwei besonders
schockierende Femizide im Oktober: Ein 19-Jähriger Mann hatte zwei junge
Frauen ermordet  und enthauptet.  Nachdem er den zweiten Mord in  der
Öffentlichkeit auf der Theodosianischen Mauer in Istanbul beging, tötete er
dort  auch sich selbst.  Bis  September zählten Frauenrechtsorganisationen
bereits 295 Frauenmorde und 184 verdächtige Todesfälle in der Türkei. 65
Prozent der Täter gaben an, die Frauen getötet zu haben, weil diese sich
trennen wollten oder weil sie eine Partnerschaft oder Ehe abgelehnt hätten.
Der  Doppelmord  brachte  das  Fass  zum  Überlaufen  und  hunderte
Aktivistinnen auf  die  Straßen Istanbuls.  Sie  machen nicht  nur  die  Täter
individuell verantwortlich, sondern auch das Patriarchat und den Präsidenten
Recep Tayyip Erdoğan und dessen Regierung. Islamistische Bruderschaften



und Teile  des  Regierungsbündnisses  hatten  immer  wieder  gefordert,  die
Gesetze  zum  Schutz  von  Frauen  vor  Gewalt  abzuschaffen  und
Unterhaltszahlungen nach einer Scheidung zeitlich zu befristen. 2021 trat
die  Türkei  aus  der  Istanbul-Konvention  aus,  dem  Übereinkommen  des
Europarats  zur  Verhütung  und  Bekämpfung  von  Gewalt  gegen  Frauen.
Angeblich fördere dieses Übereinkommen Homosexualität und untergrabe
sogenannte  „traditionelle  Familienwerte“.  An  dieser  Begründung  wird
deutlich, welche Rolle die bürgerliche Familie, bestehend aus Vater, Mutter
und Kindern, für Gewalt gegen Frauen spielt. Wie wir wissen, stellt sie den
Schauplatz und Rahmen für Femizide dar, und diese Morde bilden meist den
Höhepunkt einer langen Geschichte von häuslicher Gewalt. Doch warum ist
das so?

Die bürgerlichen Familie
Seit der Industrialisierung ist dieses Familienmodell zum Ideal geworden:
Der Vater geht einer Lohnarbeit nach und versorgt mit seinem Gehalt die
Familie, während die Mutter als Hausfrau zuhause bleibt und Sorge- und
Hausarbeit ohne Bezahlung erledigt. Seit der Finanzkrise 2008 reicht in den
meisten  Familien  der  Arbeiter:innenklasse  das  alleinige  Einkommen  des
Mannes  nicht  mehr  aus.  Viele  Familien  schaffen  es  gerade  so  über  die
Runden, wenn die Frauen auch arbeiten. Besonders im globalen Süden und
bei migrantischen Arbeitskräften liegt der Lohn oft unter den Kosten der
Versorgung. In dieser Situation kann der Mann seine sozialisierte Rolle des
Versorgers nicht erfüllen und Frauen verdienen allein nicht genug, um sich
trennen zu können. Die Krise des Kapitalismus ist gleichzeitig eine Krise der
bürgerlichen Familie, deren innere Spannungen sich häufig in Gewalt und im
schlimmsten Fall Mord entladen.

Der  Rechtsruck  verschärft  diese  Entwicklungen,  weil  Sexismus  und
Homophobie  im  Zentrum  der  Politik  rechter  Parteien  stehen.  Anstatt
„traditionelle  Familienwerte“  als  den  Ursprung  patriarchaler  Gewalt
anzuerkennen, stellen sie sie als „natürlichen“ Ausweg aus der Krise dar.
Männer  sollen  sich  weiterhin  verzweifelt  in  das  Bild  des  alleinigen
Versorgers pressen, während Frauen ohne finanzielle Mittel an den Haushalt



gefesselt sind und der Sozialstaat weiter abgebaut wird. Dieser Teufelskreis
zeigt, dass nur die Überwindung der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung
und der kapitalistischen Ausbeutung einen Ausweg aus der Gewaltspirale
bieten kann.

Südafrika
Die Zusammenhänge zwischen Gewalt gegen Frauen und dem Klassensystem
zeigen sich deutlich in Südafrika, wo die Statistik für Femizide 5 Mal höher
ist als der weltweite Durchschnitt. Vor allem liberale Feminist:innen wundern
sich über solche Zahlen, da die politische Repräsentation von Frauen hier
deutlich höher ist als im Rest der Welt: 45% Frauenanteil im Parlament. Das
allein reicht aber nicht aus, um Frauen vor Gewalt zu schützen, da Frauen
aus der Arbeiter:innenklasse meist keine Chance auf eine politische Karriere
haben.  Über  die  Hälfte  der  Südafrikanerinnen  lebt  unterhalb  der
Armutsgrenze und in den Townships, also den städtischen Siedlungen, leben
etliche Menschen auf engstem Raum unter prekären Bedingungen. Sie haben
keine Chance, sich aus finanzieller Not und Abhängigkeit herauszukaufen
und werden von den Herrschenden nicht berücksichtigt.

Wichtig zu berücksichtigen ist jedoch, dass häusliche Gewalt nicht allein das
Problem proletarischer Stadtteile ist: Risikofaktoren wie Stress, Veränderung
und Abhängigkeit können auch in bürgerlichen Familien auftreten. Männer
der herrschenden Klasse haben dabei gute Chancen, ihre Taten zu verbergen
und dafür niemals rechtlich belangt zu werden.

Indien
Zuletzt zeigt ein Blick nach Indien, welche kämpferische Perspektive unsere
Solidarität  aufzeigen  kann.  Hier  erschütterten  die  Vergewaltigung  und
Ermordung  einer  jungen  Medizinstudentin  im  August  das  Land.  Die
Parallelen der Tat zur Gruppenvergewaltigung einer jungen Frau in einem
Bus 2012 führte vielen vor Augen, dass sich seitdem nicht genug getan hat,
um Frauen zu schützen. Gleichzeitig geschah die Tat am Arbeitsplatz des
Opfers, im Krankenhaus, und rückte damit die prekären Arbeitsbedingungen



im indischen Gesundheitswesen in den Fokus. Seit Jahren beklagen sich die
Ärzt:innen, die zu 60% Frauen sind, über Unterbesetzung und mangelnde
Sicherheit. Aus Solidarität gingen nach Bekanntwerden der Tat mehr als eine
Million  indische  Ärzt:innen in  einen Generalstreik,  um ihre  Forderungen
gegenüber der Regierung durchzusetzen. Ihr Einsatz führte dazu, dass der
Fall nun auf der höchsten Ebene der staatlichen Gerichtsbarkeit verhandelt
wird. Doch auch wenn wir daran erkennen, dass Streiks Regierungen unter
Druck setzen können,  dürfen wir  kein Vertrauen in den Staat  und seine
Institutionen haben, wenn es um den Schutz von Frauen und Queers geht!

Es  ist  unsere  Aufgabe  als  revolutionäre  Linke,  Femi(ni)ziden  den
ökonomischen Nährboden zu nehmen, indem wir für soziale Verbesserungen
und  Wohlfahrtsprogramme  sowie  die  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit
eintreten. Dies kann nur durch die Kontrolle der Arbeiter:innen über die
Produktion und die Verteilung von Ressourcen gesichert werden. Gleichzeitig
müssen  wir  uns  selbst  durch  die  Organisierung  von  bewaffneten
Arbeiter:innenmilizen  verteidigen.  Gewalt  gegen  Frauen  ist  ein  globales
Problem  des  Kapitalismus  und  kann  demnach  nur  durch  eine  globale,
proletarische  Frauenbewegung  überwunden.  Diese  muss  dem  Sexismus
innerhalb der eigenen Klasse den Kampf ansagen und den Weg bereiten für
eine Zukunft ohne unterdrückerische Rollenbilder und sexistische Gewalt.

Der  vergessene  Krieg:  Was  ist
los im Sudan?
Von Jona Everdeen, November 2024

Während die Welt auf den Nahen Osten blickt, findet auf der anderen Seite
des Roten Meeres ein ebenso brutaler Krieg statt: Der Bürgerkrieg im Sudan,
der über 100.000 Menschen getötet und bis zu 10 Millionen vertrieben hat.
Doch wer kämpft wofür im Sudan? Und auf welcher Seite müssen wir stehen?
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Aus  gescheiterter  Revolution  folgt
Barbarei
Die Geschichte des sudanesischen Bürgerkriegs begann 2018 und 2019, als
im ganzen Land die Massen auf die Straßen gingen und das Regime des
Bonaparten Omar al-Baschir stürzten. Hier wiederholt sich die Geschichte
des Arabischen Frühlings: Da es nicht gelang, die Revolution zu vollenden,
schlug diese in die brutalste Konterrevolution um. Geschehen in Libyen, in
Syrien, im Jemen und nun auch im Sudan.

Das Militär unter der Führung von General Abdel Fattah Burhan hatte sich
mit  den Protesten solidarisch erklärt  und versprochen,  den Übergang zu
einem demokratischen System zu überwachen. Eine dreiste Lüge: Burhan
stürzte die zivile Regierung, gemeinsam mit seinem Stellvertreter Mohamed
Hamdan Daglo, dem General der Spezialeinheit RSF. Diese hatte zuvor die
Spardiktate der IWF ohne Rücksicht durchgesetzt und damit neue Proteste
ausgelöst. Doch die beiden Putschisten Burhan und Daglo zerstritten sich um
die Aufteilung der gemachten Beute. Im April 2023 stellte sich die RSF gegen
die Armee. Damit begann der seit 1,5 Jahren tobende Bürgerkrieg.

Ganze Stadtteile und Dörfer werden in Kämpfen zerstört, rund 10 Millionen
Menschen  mussten  ihre  Heimatorte  verlassen.  Menschen  werden
massakriert,  Vergewaltigung  als  Kriegswaffe  ist  an  der  Tagesordnung.
Besonders  die  RSF  geht  dabei  grausam  vor.

Ernährungsversorgung und Gesundheitsstruktur sind zusammengebrochen,
weshalb die Hälfte der Bevölkerung akut von Hunger betroffen ist. Es droht
die größte Hungerkatastrophe seit langem, und Krankheiten breiten sich aus.
Anstatt der Hoffnung von 2018/2019 regieren nun Angst und Schrecken das
Land.

Warum schaut die Welt weg?
Im  Sudan  herrscht  eine  der  schlimmsten  humanitären  Krisen  dieses
Jahrhunderts.  Warum  interessiert  sich  also  niemand  dafür?  Im  Krieg



zwischen Armee und RSF spielen imperialistische Interessen durchaus eine
Rolle: Die Vereinigten Arabischen Emirate, eine Regionalmacht, unterstützen
die RSF mit Waffen.

Doch weder Armee noch RSF zählen konkret zu einem der rivalisierenden
imperialistischen Blöcke. China, Russland und dem Westen ist es egal, ob
Burhan oder Daglo die Goldminen von Darfur, das Öl sowie den strategischen
Zugang zum Roten Meer kontrolliert, solange sie selbst davon profitieren
können.  Deshalb  haben  die  imperialistischen  Mächte  ihre  Prioritäten
woanders  und  wollen  es  sich  mit  keiner  der  beiden  Seiten  verscherzen.

Gerechtigkeit und Frieden heißt Kampf
den Generälen!
Die  Strategie  der  imperialistischen  Mächte  ist  es,  zuzuschauen  und  ein
bisschen symbolische Hilfe ins Land zu schicken. Für uns stellen sich die
Fragen: Was braucht es, um das Grauen dieses Krieges zu beenden? Wie
kann wieder an die Hoffnung des Arabischen Frühlings angeknüpft werden?
Auch wenn die meisten der dokumentierten Kriegsverbrechen von der RSF
begangen wurden, ist die Armee unter Burhan sicherlich nicht besser. Auch
sie will nur, dass ihre Generäle als imperialistische Herrscher den Reichtum
des Landes ausplündern können. Es muss klar sein, dass man auf das Wort
eines Generals nichts geben kann. Es gilt, sich gegen beide Seiten zu stellen,
sowie gegen mögliche imperialistische Interventionen von außen!

Stattdessen gilt es, die einfachen Soldaten auf die Seite des Volkes zu ziehen.
In den Streitkräften müssen Soldatenkomitees errichtet  werden,  die  sich
gegen ihre  Anführer  und auf  Seite  des  Volkes  stellen!  Was es  ebenfalls
braucht, ist eine Vernetzung der Arbeiter:innen, Bäuer:innen und städtischen
Armeen. Eine Vernetzung, wie sie den Aufstand von 2018/19 getragen hat,
der  aus  Nachbarschaftskomitees  heraus  organisiert  wurde.  Der  einzige
Hoffnungsschimmer momentan ist,  dass  solche Komitees noch existieren,
dass die Menschen im Sudan versuchen, sich gegenseitig zu unterstützen,
medizinische Hilfe und Nahrungsmittel zu organisieren, die Kriegsschäden
gemeinsam zu beheben.  Daran muss angeknüpft  werden,  um Frieden zu



schaffen! Diese Organe müssen den Generälen die Macht entreißen und in
die Hände des Volkes legen, angeführt von den Arbeiter:innen!

Für uns in Deutschland ist der Sudan weit weg. Dennoch können wir linke
Kräfte unterstützen, im Sudan sowie im Exil. Wir müssen die existierenden
fortschrittlichen Kräfte erkennen, und ihnen zeigen, dass sie nicht alleine
sind! Wir können mit Demonstrationen und auf Social Media auf die Lage im
Sudan  aufmerksam  machen  und  dafür  sorgen,  dass  der  Sudan  kein
vergessener  Krieg  mehr  bleibt.

Die Stimme der Frauen ist eine
Revolution, keine Schande – صوت
المرأة ثورة وليس عارا
Dilara Lorin, Fight 12! Revolutionäre Frauenzeitung, März 2024

Tunesien,  17.  Dezember  2010:  Mohamed  Bouazizi,  ein  Gemüsehändler,
zündet das Feuer über seinen abgemagerten und ausgebeuteten Körper an,
gegen die Perspektivlosigkeit und Polizeigewalt, die er und andere erfuhren.
Die Flammen verbrennen ihn, er stirbt. Doch dieses Feuer war der Funken,
der in der arabischen Welt die Flammen der Revolutionen entfachte.

Der Arabische Frühling
Der Arabische Frühling, die Revolutionen von Tunesien über Ägypten bis
nach  Syrien  und  in  den  Jemen  haben  Generationen  von  Arbeiter:innen,
Jugendlichen  und  Frauen  geprägt.  Für  eine  gewisse  Zeit  schien  das
revolutionäre  Aufbegehren unaufhaltbar  zu  sein.  Massendemonstrationen,
die  sich  gegen  autoritäre  Regime  richteten  und  ein  würdevolles  Leben,
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Menschenrechte und demokratische Mitbestimmung forderten, sowie Streiks
einer sich erhebenden Arbeiter:innenklasse ließen die Ben Alis, Assads, al-
Gaddafis und Mubaraks erzittern.

In Tunesien führten örtliche Gewerkschaften, Angestellte und insbesondere
die oppositionellen Kräfte im Dachverband UGTT (Union Générale Tunisienne
du Travail) die Proteste an, die auch stark von Jugendlichen und Arbeitslosen
getragen wurden. Am 10. Januar 2011 riefen Branchengewerkschaften der
UGTT, darunter die Lehrer:innen, zu einem zweitägigen Generalstreik und
Massendemonstrationen  im  ganzen  Land  auf,  wobei  die  Führung  der
Gewerkschaften  massiv  von  ihrer  Basis  und  den  Protesten  unter  Druck
gesetzt wurde.

Am 14. Januar floh Präsident Ben Ali aus dem Land. Sein Sturz befeuerte in
der  gesamten  Region  einen  revolutionärer  Prozess.  Dabei  verliefen  die
Proteste  anfangs  ähnlich.  Ägypten  sollte  als  nächstes  dran  sein.  Dabei
spielten  Facebook  und  Social-Media-Kanäle  zur  Mobilisierung  und
Dokumentierung eine essenzielle Rolle. Obwohl die Protestierenden am 25.
Januar  und  an  den  Tagen  danach  massiv  und  brutal  angegriffen  und
zahlreiche Menschen von Regierungseinheiten ermordet  wurden,  konnten
die Barrikaden und Einsatzkräfte von Polizei oder Armee die Massen nicht
stoppen.

Atemberaubend muss der Moment gewesen sein, als von Hunderttausenden
der  Slogan  der  Revolution  aus  Tunesien  in  den  Straßen  Ägyptens
wiederhallte: „Das Volk will den Sturz des Regimes“. Vor allem der Tahrir-
Platz in Kairo wird zum großen Symbolbild der Revolution in diesem Land
und Monate lang besetzt gehalten und von Aktivist:innen selbstverwaltet.
Auch  Streiks  erschüttern  die  Herrschenden  dieses  Landes.  Soziale
Forderungen wurden nach der Ansprache Mubaraks am 10. Februar, als er
die  schrittweise  Übergabe  seiner  Amtsgeschäfte  ankündigte,  mit  der
anwachsenden  Streikwel le  immer  stärker:  Lohnerhöhung,
Arbeitsplatzsicherheit und Gewerkschaftsrechte. Der halbe Rücktritt kommt
zu spät, die Revolution weitet sich noch mehr aus und Mubarak muss am 11.
Januar endgültig gehen.



In Syrien beginnt die Welle der Revolution ebenfalls blutig: Jugendliche aus
Dar’a schreiben im März an ihre Schulwand, inspiriert vom Sturz der Regime
in  Tunesien  und  Ägypten:  „It’s  your  turn  doctor“.  (Baschar  al-Assad  ist
Augenarzt). Sie werden inhaftiert und gefoltert, einer stirbt. Aber Massen
gehen  auf  die  Straßen.  Die  Massenproteste  mit  mehreren  100.000
Teilnehmer:innen in ihrer Höchstphase fanden schnell  Unterstützung von
Soldat:innen, welche dem Regime und dessen bewaffnetem Arm den Rücken
kehrten  und  zurück  in  ihre  Stadtteile  gingen.  Dort  beschützten  diese
anfänglich  die  Demonstrationen gegen Angriffe  des  Staates.  Im gleichen
Zeitraum  entstehen  Stadtkomitees  und  eine  Organisierung  von
Arbeiter:innen  mit  basisdemokratischen  Strukturen.  Die  noch  zum  Teil
unkoordinierte Organisierung der bewaffneten Teile verteidigt bald schon
ganze Stadtteile und drängt Armee und regimetreue Milizen zurück. Dies
sind  nur  einige  kurze  Ausführungen  über  die  Massenproteste  und  ihre
allgemeinen Auswirkungen.

Außerdem sind dies Teile der „1. Welle“ des Arabischen Frühlings, als sich
die Regime in der Defensive befanden, Diktatoren wie Ben Ali und Mubarak
gestürzt wurden. In dieser Phase spielten Frauen eine wichtige Rolle, da
auch sie  an  vorderster  Front  gegen Unterdrückung und Ungerechtigkeit
kämpften.  Sie übernahmen wichtige und notwendige Rollen während der
Proteste, welche von Sanitätsaufgaben, über journalistische Arbeit bis hin
zur  Mobilisierung  und  Organisierung  reichten.  Dabei  muss  angemerkt
werden, dass vor allem in dieser Phase geschlechtsspezifische Forderungen
keine essenzielle Rolle spielten. Denn egal ob männlich oder weiblich, alt
oder jung, der Schrei gegen Unterdrückung, nach sozialen Forderungen, die
ein menschenwürdiges Leben ermöglichen könnten, und für den Sturz der
Regime und Demokratie betraf alle.

Doch  die  weitere  Entwicklung  des  Arabischen  Frühlings  –  sowohl  seine
Ausweitung in andere Länder wie auch die Reaktionen der Staatsapparate,
die weiter bestanden, und der herrschenden Klassen, die sich auf sie stützen
–  veränderte  auch  die  Forderungen.  Darin  wurden  auch  mehr
geschlechtsspezifische Fragen laut.  In einigen Ländern übernahmen auch
weibliche  Personen  wichtigere  Rollen.  Dabei  konnten  z.  B.  im  Libanon



Frauenorganisationen an Masse gewinnen und im Sudan wurden Videos von
protestierenden  jungen  Frauen  in  weißen  Hidschabs  immer  verbreiteter.
Doch die Konterrevolution – egal in welcher Welle des Arabischen Frühlings
und  in  welcher  Form,  ob  durch  offene  brutale  Repression  und
Bürger:innenkrieg  oder  durch  eine  Mischung  aus  Repression  und
Inkorporation – rief überall nach der Einschränkung von Frauenrechten und
der Rolle der Frauen, die in den Revolutionen sichtbar wurde. Wir wollen
diese exemplarisch in einigen Ländern genauer betrachten.

Wir kämpfen – wir sind nicht Opfer
Sehen wir in den westlichen Medien etwas über den Arabischen Frühling,
scheinen  fast  ausschließlich  nur  männliche  Personen  vor  die  Linse  der
Kamera  zu  treten.  Beim  Lesen  von  vor  allem  liberalen  Berichten  und
Analysen zum Arabischen Frühling werden weibliche Personen oft als Opfer
von Gewalt und Vergewaltigungen dargestellt. Und auch wenn dies leider
tragische Wahrheit ist, so ist dies nicht das Einzige, welches die Rolle der
Frauen in den Revolutionen widerspiegelt.

So spielten Frauen als Aktivist:innen und Medienschaffende eine große Rolle:
Asmaa Mahfuz in Ägypten, Arwa Othman im Jemen, Lina Ben Mhenni in
Tunesien, um nur einige Namen zu nennen. Durch die gewerkschaftliche
Organisierung von Frauen in Tunesien konnte hier eine starke Präsenz von
weiblichen  Personen  verzeichnet  werden.  Dabei  waren  sie  nicht  nur
Journalistinnen,  sie  waren  Teil  von  Volkskomitees,  welche  tunesische
Wohnviertel  schützten,  vor  allem  in  Phasen,  als  der  Staat  kollabierte.

Nach dem Sturz von Bin Ali wählte Tunesien 2011 die verfassunggebende
Versammlung,  in  welcher  mehr  als  20  % der  Abgeordneten  aus  Frauen
bestanden. Dies zeigt die allgemeine Tendenz, welche von den Aufständen
verursacht und errungen wurde, dass sich Frauen vermehrt an öffentlichen
Debatten und Entscheidungen beteiligten. Es entstehen viele neue NGOs,
Organisationen, und viele Frauen lassen sich in unterschiedlichen Ländern
zur Wahl aufstellen.

Es wurden zum Teil Räume und Möglichkeiten geschaffen, in welchen das



Bild  der  Frau,  ihre  Rolle  und  die  Frage  der  Sexualität  immer  mehr
Gegenstand der Debatten wurden.

Dabei mussten Frauen für diese kleinen Errungenschaften viel leisten: In
praktisch allen Ländern wandten die Kräfte des alten, erschütterten, aber
letztlich  nicht  gestürzten  Regimes  systematisch  sexuelle  Gewalt  gegen
protestierende Frauen an. Dadurch sollte ihre Moral gebrochen werden, um
ihre Präsenz und die Bewegung insgesamt zu schwächen. So gibt es Berichte
darüber, dass in den Truppen in Libyen, welche loyal zum Diktator al-Gaddafi
standen, Viagra verteilt wurde.

In Ägypten versammeln sich am 8. März 2011 Frauen auf dem Tahrir-Platz,
um den Frauenkampftag zu feiern. Sie werden von Gegendemonstrant:innen
eingekreist  und  brutal  angegriffen.  Am  darauffolgenden  Tag  erfolgt  die
systematische  Schikane  seitens  der  Armee.  Diese  stürmt  zusammen  mit
Polizei  und bezahlten Schlägertrupps den Platz.  Von den Protestierenden
werden 18 Frauen inhaftiert  und bei  7  von ihnen wurden im Gefängnis
„Jungfräulichkeitstest“ durchgeführt. Die Gewalt gegenüber Frauen nahm am
17.12.2011 eine neues Höchstmaß an, beim „Vorfall mit dem blauen BH“, bei
welchem das ägyptische Militär eine protestierende Frau verprügelte. Videos
wurden veröffentlicht, in welchem man die ohnmächtige Frau erkennt, wie
sie an ihren Armen durch die Straße gezerrt wird, ihre Abaya (Überkleid)
zerrissen  und  ihr  nackter  Körper  mit  einem  blauen  BH  wird  deutlich.
Daraufhin versammelten sich am 20.12.2011 Tausende Frauen und Männer
auf dem Tahrir-Platz. Dies wird als einer der größten Frauenproteste der
vergangenen Jahre in die Geschichte eingehen.

Die  systematische  sexualisierte  Gewalt  durch  staatliche  und  reaktionäre
Kräf te  führte  dazu ,  dass  Frauen  e inhe i t l i cher  auf t raten ,
Frauenorganisationen gegründet wurden und diese eine Koalition aufbauten.
Frauen  waren  notwendige  Akteur:innen  der  Proteste,  welches  ihnen
Legitimität  und  Aufmerksamkeit  verlieh.  Dies  versuchten  Diktatoren  wie
Salih im Jemen zu unterbinden. In einer Ansprache am 15.04.2011 versuchte
er durch den Satz „Der Islam verbietet die Vermischung von Männern und
Frauen in der Öffentlichkeit“, die großen Sit-ins und Platzbesetzungen zu
diskreditieren.



Oftmals  kämpften  Aktivistinnen  auch  gegen  ihre  eigenen  Familien  und
Verwandtschaftskreise, da diese sich gegen ihren Aktivismus stellten. Ein
Beispiel  hierfür  ist  die  bekannte syrische Schauspielerin Fadwa Soliman.
Trotz Gefahr von Tod oder Gefängnis wollte sie an den Protesten teilnehme,
um die ihrer Meinung nach in der Öffentlichkeit vorherrschende Meinung zu
widerlegen,  dass alle Mitglieder der alawitischen Gemeinschaft,  die etwa
10  %  der  syrischen  Bevölkerung  ausmachen,  die  Regierung  ihres
alawitischen Landsmanns Baschar al-Assad unterstützen. Sie wollte auch die
Darstellung der Regierung widerlegen, dass diejenigen, die an den Protesten
teilnahmen, entweder Islamist:innen oder bewaffnete Terrorist:innen seien.
Dabei  wurde  sie  jedoch  von  ihrer  Familie  ausgeschlossen  und
exkommuniziert.

Es  ist  nicht  unüblich,  dass  in  solchen  spontan  auftretenden  Protesten
Forderungen  nach  Würde,  Regimewechsel,  Freiheit  vordersten  Rang
einnehmen. Dabei kämpften überall Frauen und Männer Seite an Seite für
den Sturz „ihrer“ Regime. Auch wenn sich die patriarchale Unterordnung
von  Frauen  in  der  Region  allein  durch  den  Arabischen  Frühling  nicht
auflösen konnte,  ermöglichte er ein Aufsprengen und Hinterfragen vieler
traditionelle  patriarchaler  Gedanken,  Ideologien  und  Geschlechterrollen.
Dabei sitzen diese tief und lassen sich nicht durch einen Regimewechsel und
einige demokratische Gesetze überwinden.

Mit  dem Eintreten der Welt  in die imperialistische Epoche kämpften die
Massen  in  den  Kolonien  gegen  ihre  Unterordnung,  Ausbeutung  und
Fremdherrschaft.  Antikoloniale  Kämpfe  führten  jedoch  nicht  zu  einer
kompletten  Unabhängigkeit  dieser  Länder.  Es  entstanden  Halbkolonien,
Staaten, die zwar formal politisch unabhängig sind, aber wirtschaftlich und
letztlich  auch politisch abhängig  von imperialistischen Staaten und ihrer
Weltordnung.  Diese  Abhängigkeit  führte  dazu,  dass  halbkoloniale  Länder
systematisch unterentwickelt gehalten wurden, sich Ungleichheit im Rahmen
der  globalen  Arbeitsteilung  verfestigte,  wenn  nicht  sogar  verstärkte.
Vorkapitalistische  Herrschaftsformen und patriarchale  Strukturen wurden
nicht zerschlagen, sondern vielmehr in den halbkolonialen Kapitalismus und
den Weltmarkt integriert. Wir erinnern daran, dass die USA unter anderem



an Stammesführer in Afghanistan,  Irak oder Syrien Waffen lieferten und
diese  als  Partner  eher  akzeptierte  als  andere,  wodurch  sie  auch  den
Fortbestand  dieser  Strukturen  unterstützten.  Während  des  Arabischen
Frühlings konnte beobachtet werden, dass für viele Frauen der Aktivismus
von ihren Familien und Freund:innen ungern gesehen war und ihnen viele
Steine in den Weg gelegt wurden.

Forderungen, die vermehrt genderspezifisch aufgeworfen wurden, wurden
vor allem in den Nachwehen des Arabischen Frühlings populär. So spielten
Aktivistinnen 2019 in den Oktoberprotesten im Irak eine wesentliche Rolle.
Aktivistin  Amira  Al-Jaber  erzählt  in  einem  Interview  mit  Al  Jazeera  (Al
Dschasira), dass die Präsenz von Frauen in den Protesten dazu beigetragen
hat, die von der Gesellschaft auferlegten Beschränkungen, unsere Stimme
nicht zu zeigen, zu brechen. Wir haben den Slogan: „Die Stimme der Frauen
ist eine Revolution, keine Schande“ erhoben.

Zusammenfassend kann man sagen, dass die objektive Lage von Frauen sich
nicht  verbessert  hat,  sondern  konterrevolutionäre  Parteien  und  Regime,
Bürgerkrieg  und,  im Extremfall,  der  Aufmarsch  von  Daesch  (Islamischer
Staat) immer mehr ihre Rechte einschränkten. Aber der Arabische Frühling
verlieh zugleich vor allem Frauen Erfahrungen, Kampfgeist und Sichtbarkeit
in öffentlichen Räumen.

Wie kämpfen wir für einen neuen Arabischen
Frühling? Wie tragen wir  den Kampf gegen
Frauenunterdrückung in die Massen?
Der Arabische Frühling, egal ob in Tunesien, Bahrain, Irak oder Sudan war
eine fortschrittliche Erhebung der Massen, welche sich gegen Verarmung
und repressive Regime richtete. Dabei darf die Rolle von imperialistischen
Mächten,  die  die  Region  systematisch  in  Abhängigkeit  halten,  um  die
wirtschaftliche Ausbeutung von Menschen und Natur zu garantieren, und die
deshalb  blutige  Regime  unterstützen,  nicht  vergessen  werden.  In  vielen
Raps, die in Phasen der Massenproteste aus dem Untergrund als Ausdruck
der Wut der Jugend bekannter wurden, tritt eine Imperialismuskritik immer



mehr in den Vordergrund.

Die  Forderung  nach  grundlegenden  demokratischen  Rechten  ist  eine
wichtige, kann jedoch nur durch Revolutionen umgesetzt werden, welche die
Diktatoren  und  ihre  Milizen  und  Armeen  zerschlagen.  Auch  wenn  die
Revolutionen  in  vielen  dieser  Länder  als  „demokratische“  beginnen,  so
können sie ihre Ziele nur erreichen, wenn sie auch die Grundstrukturen der
Gesellschaft,  Kapitalismus  und  Imperialismus,  infrage  stellen,  mit  einer
sozialistischen  Umwälzung  verbunden  werden.  Die  Revolution  muss
permanent werden – oder sie wird nicht fähig sein, die alten Regime und ihre
Grundstrukturen vollständig zu beseitigen.

Der  Arbeiter:innenklasse  kommt  dabei  eine  Schlüsselrolle  hinzu.  Die
aufkommenden  Streiks  bis  hin  zu  Generalstreiks  waren  wichtige  und
notwendige Mittel, um die aufgeworfenen Forderungen umsetzen zu können.
Jedoch können uns demokratische Systeme keine Sicherheit geben, und ein
Rückfall in autoritäre Regime mit ihren Diktator:innen kann immer wieder
erfolgen  und  hat  immer  wieder  mit  Unterstützung  der  Imperialistischen
Mächte stattgefunden. Wir müssen die Revolution in eine soziale umwandeln,
welche die Machtverhältnisse umstürzt und die Klassenverhältnisse, welche
zur Ausbeutung und Anhäufung des Reichtums einiger weniger beitragen,
zerschlägt. Dabei war es einer der großen Fehler im Arabischen Frühling,
dass die Massen und Streikenden keine Organe der Doppelmacht errichteten.

Damit  die  Revolution  siegreich  sein  kann,  muss  sie  in  den  Streiks,
Massenaufständen und Erhebungen eigene demokratische Kampfstrukturen
– Streik-  und Aktionskomitees –  aufbauen, die sich zur Räten entwickeln
können  und  landesweit  zentralisiert  werden.  Nur  so  können  sie  dem
zentralisierten Staats- und Machtapparat die gebündelte Kraft der Revolution
entgegenstellen  und  damit  auch  Organe  einer  neuen,  revolutionären
Ordnung schaffen, die den alten Staatsapparat zerschlägt und an seine Stelle
tritt.

Um diese Streiks, Demonstrationen, Versammlungen, Räte, Gewerkschaften
und Parteien der Unterdrückten zu verteidigen, braucht es auch eine eigene,
von Komitees der Arbeiter:innen und Unterdrückten kontrollierte Miliz. Um



die einfachen Soldat:innen, die sich nicht in den Dienst der Reaktion stellen
wollen, zu gewinnen, braucht es den Aufbau von Soldat:innenräten, die sich
mit jenen der Arbeiter:innen und Bäuerinnen/Bauern verbinden.

Damit eine solche Perspektive Fuß fassen und erfolgreich umgesetzt werden
kann, braucht die Revolution eine politische Kraft, die sie anführen kann,
eine revolutionäre Partei. Diese muss die kämpfenden und fortschrittlichsten
Teile der Unterdrückten und Arbeiter:innen sowie Frauen und Jugendlichen
organisieren. Es braucht dabei das Recht von geschlechtlich Unterdrückten,
Caucusse zu bilden, welches ihnen ermöglicht, sich in den eigenen Reihen
unabhängig vom anderen Geschlecht zu treffen. Dabei soll einerseits ein Ort
geschaffen werden, an welchem über den Sexismus in den eigenen Reihen
geredet  werden  kann  und  Forderungen  und  Analysen  in  die  Partei
zurückgetragen  werden  können.  Die  revolutionäre  Partei  muss  dabei
Taktiken  für  den  Kampf  diskutieren  und  entwickeln,  ein  Programm
erarbeiten, welches den Kampf für eine Revolution bündelt. Essentiell ist für
das  Überleben  dieser  revolutionären  Partei  die  Verbindung  mit
Revolutionär:innen  in  den  anderen  halbkolonialen  Ländern  sowie  den
imperialistischen  Staaten.

Die Unterdrückung der Frau kann zwar letztlich nur aufgehoben werden,
wenn der Kapitalismus zerschlagen ist.  Dies bedeutet aber nicht, dass in
Revolutionen  und  Aufständen  weibliche  Aktivist:innen  keine  wesentliche
Rolle  spielen.  Sie  sind  Speerspitzen  kommender  Proteste,  welches  die
Frauenrevolution  in  Iran  aufgezeigt  hat.  Der  Kampf  um  demokratische
Rechte und für soziale Forderungen muss immer zusammen mit dem gegen
die Unterdrückung von Frauen gedacht werden. Die aktuelle Situation in den
beschriebenen Ländern schreit nach einem 2. Aufflammen des Arabischen
Frühlings.  Die  Zeit  ist  reif.  Lasst  uns  dabei  nicht  nur  lose  Bewegungen
aufbauen, sondern organisiere dich schon jetzt für den Aufbau revolutionärer
Parteien und einer neuen revolutionären Internationale!


